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STADTGEMEINDE NEULENGBACH 
 

 VERHANDLUNGSSCHRIFT Nr. GR/186/2019 
 

über die  

ÖFFENTLICHE SITZUNG  
DES GEMEINDERATES 

 

Am: 14.Mai 2019  

Beginn: 19.30 Uhr 

Ende: 20.25 Uhr 

Die Einladung erfolgte fristgerecht durch Einzeleinladung. 

Anwesend waren: 

 Vorsitzende(r): 

Herr BGM Franz Wohlmuth VPN  

 stv. Vorsitzende(r): 

Herr Ing.Mag.Vizebgm. Alois Heiss VPN  

 Stadträte: 

Herr STR Josef Fischer SPÖ  
Herr STR Mag.Dr. Raimund Heiss VPN  
Herr STR Dipl.-Ing. Ferdinand Klimka VPN  
Frau STR Mag. Barbara Löffler GRÜNE  
Frau STR Beate Raabe-Schasching MA
 SPÖ 

 

Frau STR Maria Rigler VPN  
Herr STR Jürgen Rummel VPN  
Herr STR Gerhard Schabschneider VPN  

 Gemeinderäte: 

Herr GR Christoph Bauer VPN  
Frau GR DI Barbara Doupovec VPN  
Herr GR Mario Drapela SPÖ  
Frau GR Sabine Engelmaier-Zinner MBA BEd
 GRÜNE 

 

Herr GR Christof Fischer SPÖ  
Herr GR ÖkRat Karl Gfatter VPN  
Frau GR Andrea Hackl SPÖ  
Frau GR Magdalena Hajek VPN  
Herr GR Karl Hollaus VPN  
Herr GR Michael Hütter VPN  
Herr GR Bernhard Karrer VPN  
Frau GR Brigitte Kos SPÖ  
Frau GR Sonja Koschina Mag. (FH) MA NEOS  
Herr GR Ing. Florian Lang FPÖ  
Herr GR Eduard Müller VPN  
Herr GR Heinz Ofenschüßel GRÜNE  
Frau GR Michaela Rauschka  
Herr GR Karl Ryznar SPÖ  
Herr GR Manfred Schweighofer SPÖ  



  öffentlich Seite 2 von 76 
 

Herr GR Dominik Steindl FPÖ  
Herr GR Mag.jur. Florian Steinwendtner VPN  
Herr GR Ing. Stefan Wisberger VPN  

 Beratende Stimme: 

Herr STADir. Leopold Ott  

 Schriftführer: 

Herr AL Christian Kogler  
 
 

Nicht anwesend waren: 
 

 Gemeinderäte: 

Herr GR Ewald Figl VPN entschuldigt 
 

Anwesenheitsverhältnis:  32/33 
 
Die Sitzung war beschlussfähig und öffentlich. 
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TAGESORDNUNG: 

Öffentliche Sitzung 

 1.  Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 2.  Genehmigung des letzten Sitzungsprotokolls 
 3.  Cyber-Risk-Versicherung 
 4.  13. Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes 
 5.  Neulengbacher Kommunalservice Ges.m.b.H. - Jahresabschluss zum 31.12.2018 
 6.  Förderungsantrag B800044, BA 17 Inprugg und Almersberg 
 7.  Veranstaltungsreigen "50 Jahre Großgemeinde 20 Jahre Stadterhebung" 
 8.  Neujahrskonzert 2020 und 2021 
 9.  Online Reservierung 
 10.  Theaterstück "Josef und Maria" von Peter Turrini 
 11.  Unterstützung des Vereins für die Geschichte von Neulengbach und Umgebung 
 12.  Kleinkinderbetreuung; Mehrkinderstaffelung 
 13.  Sommerkino - Preise für Eintrittskarten 
 14.  Amtliche Änderung der Adressen in den Postbezirken 3051 und 3072 
 15.  L 2303 KG Haag - Nebenanlagen AZ 1327/2019 
 16.  Erweiterung WVA Markersdorf - Vergabe der Bauleistung 
 17.  Neubenennung "Stadtpark" 
 18.  Sportförderung Artemis Bogensportverein Neulengbach 
 19.  Subventionsansuchen des UTC Ollersbach (Tennisturnier 2019) 
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PROTOKOLL: 
 
  

TOP  1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 

Berichterstatter: Bgm. Franz Wohlmuth 
 
Sachverhalt: 
 
Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Damen und Herren, stellt die ordnungsgemäße 
Einladung und mit einem Anwesenheitsquorum von 32/33 zu Beginn der Sitzung die Be-
schlussfähigkeit fest. 
 

 

 

 

 

Sachbearbeiter: DIR zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  2. Genehmigung des letzten Sitzungsprotokolls 

 

Berichterstatter: Bgm. Franz Wohlmuth 

 
Sachverhalt: 
 
Das Protokoll der letzten Sitzung wurde den Fraktionsobleuten rechtzeitig zur Verfügung 
gestellt. Auf eine Verlesung wurde verzichtet. Gegen das Protokoll wurden keine Einwände 
erhoben. Somit gilt dieses als genehmigt. 
 

 

 

 

Sachbearbeiter: DIR zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  3. Cyber-Risk-Versicherung 

 

Berichterstatter: Bgm. Franz Wohlmuth 
 

Sachverhalt: 
 
Gemeinden besitzen eine Vielzahl an Daten, die zum einen als sensibel hinsichtlich Datenschutz, und 
zum anderen notwendig für ein adäquates Bürgerservice sind. Ein Verlust dieser Daten durch einen 
möglichen Cyber Angriff würde die Gemeinde vor eine große Herausforderung stellen. 
 
Etwaige Haftpflichtrisiken aus einem möglichen Datenverlust durch einen Cyber Angriff sind in der 
herkömmlichen Gemeindehaftpflichtversicherung nicht gedeckt. 
 
Unser Versicherungsmakler Aon hat in Zusammenarbeit mit der Niederösterreichischen Versicherung 
AG ein exklusives Produkt für Gemeinden und deren spezielle Anforderungen erarbeitet. 
 
Das Produkt „Cyber Versicherung“ der NÖ Versicherung umfasst folgende Deckungskomponenten: 
 

• Krisenbewältigungskosten 
o Kosten für einen Sachverständigen zur Feststellung der Schadenursache und -höhe 

sowie Sanierungsmöglichkeit (ohne Selbstbehalt bei Meldung innerhalb der ersten 72 
Stunden) 

o Kosten für Rechtsberatung (ohne Selbstbehalt bei Meldung innerhalb der ersten 72 
Stunden) 

o Benachrichtigungskosten infolge einer Verletzung von datenschutzrechtlichen Vor-
schriften 

o Call-Center Kosten, zur Beantwortung von Fragen infolge einer Datenschutzverlet-
zung 

o Kosten für Krisenkommunikation und PR-Maßnahmen 

• Betriebsunterbrechung 
o Entschädigung für Mehrkosten, die infolge Betriebsunterbrechung und provisorische 

Aufrechterhaltung des Betriebes aufgewendet werden 

• Haftpflichtversicherung 
o Erfüllung von Schadensersatzverpflichtungen 
o Kosten der Feststellung und Abwehr von Forderungen Dritter 
o Schutz gegen Ansprüche wegen Verletzung von Persönlichkeitsrechts- und Namens-

rechtsverletzungen oder Urheber- und Markenrechtsverletzungen 
o Schadensersatzansprüche eines Dritten wegen vergeblicher Aufwendungen im Ver-

trauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung 
o Ansprüche Dritter, sofern die Informationssicherheitsverletzung durch ein Unterneh-

men verursacht wurde (Outsourcing) 

• Datenwiederherstellung 
o Angefallene und erforderliche Kosten zur Wiederherstellung der betroffenen Daten 

• Abfluss von Vermögenswerten / Cyber-Diebstahl 
o Schutz durch unberechtigten Zugang Dritter und daraus resultierende Schäden hin-

sichtlich erhöhter Nutzungsentgelte oder Verlust aus unrichtigen Überweisun-
gen/Zahlungen 

• Totale Betriebsunterbrechung 
o Versicherungsschutz für Mehrkosten sowie den nicht erwirtschafteten Deckungsbei-

trag 

• Systemausfall und technische Probleme 
o Schutz bei Betriebsunterbrechung als Folge eines Systemausfalles oder techn. Prob-

leme 
 
Die technisch, organisatorischen Anforderungen wie  

• Professionelle Firewall mit regelmäßigen Updates 

• Professioneller Anti-Viren-Software/Scanner und 

• Mindestens wöchentliche Datensicherung 
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sind bei der Stadtgemeinde Neulengbach bereits gegeben. 
 
Angebote: 

Versicherung Versicherungssumme Selbstbehalt/Fall Prämie/Jahr 

NÖ Versicherung 2.000.000,00 2.000,00 6.543,60 

Wiener Städtische Versicherung 1.000.000,00 5.000,00 11.500,00 

 
Das Angebot der NÖ Versicherung umfasst auch die Mitversicherung der Neulengbacher Kommu-
nalservices GmbH und der Kommunal Projekt GmbH. Die anteilige Prämie für die beiden mitversicher-
ten Gesellschaften beträgt jährlich € 159,60. 
 
Die Ausgabe für die Cyber-Versicherung ist im VA 2019 nicht eingeplant, und stellt somit eine Außer-
planmäßige Ausgabe dar. 
 
Vorberatung: 
Der Gegenstand wird Seitens der Verwaltung eingebracht. 
 
Zuständigkeit: 
Gemäß §35 der NÖ GO ist die Zuständigkeit des Gemeinderates gegeben. 
 

Finanzierung: 
Bedeckung der außerplanmäßigen Ausgabe erfolgt aus dem 2019 zu erwartenden Gesamtergebnis 
des ordentlichen Haushaltes. 
 
 

Beschlussantrag: 
 

1. Der Gemeinderat möge die Annahme des Angebotes und den Abschluss einer Cyber-
Versicherung bei der Niederösterreichischen Versicherung AG unter Mitversicherung der Neu-
lengbacher Kommunalservices GmbH und der Kommunal Projekt GmbH mit einer Gesamtjah-
resbruttoprämie von € 6.543,60 beschließen.  
 
Prämiengliederung: 

Stadtgemeinde Neulengbach  € 6.384,00 
Gesellschaften Neukom/Kompro € 159,60 

 
2. Der Gemeinderat möge die außerplanmäßige Ausgabe für die Cyber-Versicherung in der Hö-

he von € 6.384,00 beschließen. 
 

 

 

Beschluss: 
 

1. Der Antrag wird angenommen 
2. Der Antrag wird angenommen 

 

 

Abstimmungsergebnis: 
 

1. Einstimmig 
2. Einstimmig 

 

  

Sachbearbeiter: FIN zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  4. 13. Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes 

 

Berichterstatter: Vizebgm. Ing. Mag. Alois Heiss 
 

Sachverhalt: 
 

 
I. Widmung 
 
In seiner Sitzung am 30.01.2018 hat der Gemeinderat der Stadtgemeinde Neulengbach den 
Grundsatzbeschluss für die Einleitung des Verfahrens zur 13. Änderung des Örtlichen 
Raumordnungsprogrammes gefasst. 
 
Das derzeit geltende Örtliche Raumordnungsprogramm ist in seiner Urfassung seit 
23.10.2003 rechtskräftig. Nunmehr sind im Zuge des gegenständlichen Verfahrens folgende 
Änderungen des Örtlichen Raumordnungsprogrammes der Stadtgemeinde Neulengbach 
geplant: 
 
Änderung des Flächenwidmungsplanes: 
 
Davon waren im Auflagenentwurf folgende Änderungen des Flächenwidmungsplanes erfasst 
(Anlage 1 zu diesem TOP): 
 
1. Schwertfegen, KG Raipoltenbach, Grundstück Nr. 583/2 (T): 
Umwidmung von „Grünland-Land- und Forstwirtschaft“ in „Grünland-Erhaltenswertes Ge-
bäude im Grünland“ mit der Zusatzbezeichnung „Kleinpelletieranlage“ 
Plan Nr. 01 
 
2. Kirchenstraße/Galengasse, KG Ollersbach, Grundstücke Nr. 4/1 (T), 6 und 7: 
Umwidmung von „Grünland-Spielplatz“ und „Bauland-Kerngebiet“ in „Grünland-Sportstätten“ 
mit der Festlegung der Sportart „Tennis“, von „Bauland-Kerngebiet“ in“ Grünland-Grüngürtel“ 
mit der Funktionsfestlegung „Emissionsschutz“, und von „Grünland-Parkanlagen“ in „Bau-
land-Kerngebiet“ 
Plan Nr. 02 
 
3. Friedhofgasse, KG Ollersbach, Grundstücke Nr. 128/2 (T), 129/1 (T), 129/2 (T), 129/3 (T), 
129/4 (T) und 129/5 (T): 
Umwidmung von „Bauland-Wohngebiet“ in „Grünland-Land- und Forstwirtschaft“, von „Grün-
land-Land- und Forstwirtschaft“ in „Bauland-Wohngebiet“ und von „Grünland-Land- und 
Forstwirtschaft“ und „Bauland-Wohngebiet“ in „Verkehrsfläche öffentlich“ 
Plan Nr. 02 
 
4. Höhenstraße, KG Großweinberg, Grundstücke Nr. 10/1 (T), 10/2 (T) und 12/1 (T): Um-
widmung von „Grünland-Land- und Forstwirtschaft“ in „Bauland-Wohngebiet“ mit dem Zusatz 
„maximal zwei Wohneinheiten“ 
Plan Nr. 03 
 
5. Hainfelder Straße, KG Haag, Grundstücke Nr. 164/2, 165/2, 165/3, 165/4 und 167/11: 
Umwidmung von „Bauland-Betriebsgebiet“ in „Bauland-Sondergebiet-Rettungsstelle“, „Bau-
land-Sondergebiet-Öffentliche Einrichtungen“, „Verkehrsfläche öffentlich“ und „Verkehrsflä-
che privat“ bzw. von Grünland-Grüngürtel“ in „Bauland-Sondergebiet-Öffentliche Einrichtun-
gen“ 
Plan Nr. 05 
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6. Oberdambach, KG St. Christophen, Grundstück Nr. 617 (T): 
Umwidmung von „Grünland-Erhaltenswertes Gebäude im Grünland“ in „Grünland-Land- und 
Forstwirtschaft“ 
Plan Nr. 08 
 
7. Rothenbuch, KG St. Christophen, Grundstück Nr. 1930 (T): 
Umwidmung von „Grünland-Land- und Forstwirtschaft“ in „Verkehrsfläche öffentlich“ 
Plan Nr. 11 
 
8. Diverse geringfügige Änderungsmaßnahmen bzw. Korrekturen innerhalb des Gemeinde-
gebietes aufgrund erfolgter Grundteilungen bzw. Aktualisierungen der Digitalen Kataster-
mappe, erfolgter Grundabtretungen (Übernahme von Grundflächen in das öffentliche Gut) 
bei gleichzeitigem Erfordernis der Abänderung der Widmungsgrenzen in Teilbereichen von 
Grundstücken, welche widmungsgemäß adaptiert werden sollen und somit eine nutzungs-
spezifische Abstimmung von Widmungs- und Grundstücksgrenzen erfolgen soll. 
Plan Nr. 01 bis Plan Nr. 11 
 
Änderung des Entwicklungskonzeptes: 
 
9. KG Ollersbach, diverse Grundstücke: Kleinräumige Abrundung einer „Grenze der künfti-
gen Siedlungsentwicklung“, Streichen eines Bereiches zur „Erhaltung und Aufwertung beste-
hender innerstädtischer Grünflächen“ (Plan E01) 
 
(T) = Teilfläche 
 

II. Öffentliche Auflage und Stellungnahmen 
 
Die allgemeine Einsichtnahme des Entwurfes der 13. Änderung des Örtlichen Raumord-
nungsprogrammes erfolgte in der Zeit vom 10.09.2018 bis 22.10.2018. Innerhalb dieser Frist 
einlangende Stellungnahmen sind gemäß § 24 Abs. 9 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 idgF 
bei der endgültigen Beschlussfassung in Erwägung zu ziehen. 
 
Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben (Anlage 2 zu diesem TOP): 
 
Stellungnahme von Gertraud Bauer-Fitz vom 21.10.2018 zum Umwidmungspunkt 5 (Hainfel-
der Straße, KG Haag) 
 
Stellungnahme von von Mag. Andrea und Mag. Robert Berger, vertreten durch Rechtsan-
waltskanzlei Mag. Peter Michael Wolf, 2340 Mödling, Bahnhofplatz 6, vom 22.10.2018 zum 
Umwidmungspunkt 4 (Höhenstraße, KG Großweinberg) 
 
Stellungnahme von Wilhelm und Christine Schirmer vom 11.09.2018 sowie vom 08.10.2018 
zum Umwidmungspunkt 5 (Hainfelder Straße, KG Haag) 
 
Stellungnahme von Franz Schmittutz vom 13.09.2018 zum Umwidmungspunkt 5 (Hainfelder 
Straße, KG Haag) 
 
Stellungnahme Zellhofer vom 10.10.2018 zum Umwidmungspunkt 2 (Galengasse Tennis-
platz, KG Ollersbach) 
 
Zu diesen Stellungnahmen liegt eine raumordnungsfachliche Beurteilung vom Raumplaner 
DI Hameter wie folgt vor (Anlage 3 zu diesem TOP): 
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Stadtgemeinde Neulengbach 
Kirchenplatz 82 
A-3040 Neulengbach 
Tel.: 02772-52105-0 
www.neulengbach.gv.at 

 

 
 
 
 
 
 
 

Bearbeitung der eingelangten Stellung-
nahmen im Zuge der 

13. Änderung des 

Örtlichen Raumordnungsprogrammes 

der Stadtgemeinde Neulengbach 

 
 
 
 

GZ: 3040 07 01/18-OE 

Bad Vöslau, im November 2018 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
raum und plan 

raumplanung 

landschaftsplanung 

beratung 
 

Dipl.-Ing. Josef Hameter 
Ingenieurkonsulent für Raumplanung und Raumordnung 

staatlich befugter und beeideter Ziviltechniker  
 

Morenogasse 6/2, 2540 Bad Vöslau 
Filiale: Am Flachhard 9, 2500 Baden 

 

office@raumundplan.at 
www.raumundplan.at 

www.hameter.org 
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Wie vom Gesetzgeber vorgesehen ist der Entwurf zur Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes im 
Gemeindeamt der Stadtgemeinde Neulengbach durch sechs Wochen – von 10. September bis 22. Oktober 
2018 - zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen. 
 
Zu diesen Entwürfen sind fristgerecht 5 Stellungnahmen eingelangt, welche gemäß §24 Abs. 9 und §25 Abs. 4 
NÖ Raumordnungsgesetz 2014 vom Gemeinderat zu behandeln sind. 
 
Die eingelangten Stellungnahmen wurden von folgenden Parteien abgegeben: 
 

Lfd. 
Nr. 

Partei 

1 Gertraud Bauer-Fitz 
Badstraße 267/1 
3040 Neulengbach 

2 Mag. Andrea und Mag. Robert Berger 
Höhenstraße 338 
3040 Neulengbach 

vertreten durch: 

Rechtsanwaltskanzlei Mag. Peter Michael Wolf 
Bahnhofplatz 6 
2340 Mödling 

3 Wilhelm und Christine Schirmer 
Badstraße 267/3 
3040 Neulengbach 

4 Franz Schmittutz 
Badstraße 267/2 
3040 Neulengbach 

5 Ing. Herbert Zellhofer 
Feldgasse 7 
3061 Ollersbach 
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1. Gertraud Bauer-Fitz 

Übersicht 

 

KG Haag 

Parzelle(n) 164/2, 165/2, 165/3, 165/4 und 167/11 

Adresse Hainfelderstraße 

Kurzfassung Die angegebenen Parteien ersuchen um Erhaltung des Grünstreifens (Gebüsch), 
welcher an die Reihenhäuser grenzt. Weiters wird darum ersucht die Dienstbarkeit 
(Zufahrtsmöglichkeit über die „Badwiese“ zu den Reihenhausgärten) weiterhin auf-
rechtzuerhalten 

Vorschlag Keine Berücksichtigung 

Begründung Der eingelangten Stellungnahme ist entgegenzuhalten, dass es sich bei der o.a. Zu-
fahrtsmöglichkeit um eine in der Natur bereits bestehende Straße handelt, welche 
als solche auch widmungsmäßig abgesichert werden soll. Dies liegt insofern im abso-
luten öffentlichen Interesse, da es sich um eine bereits bestehende Straße handelt, 
welche als wichtige innerörtliche Verkehrsverbindung erhalten werden und länger-
fristig auf die gesetzlich vorgesehene Mindestbreite ausgebaut werden soll. 

Hinsichtlich der angesprochenen Erhaltung der bestehenden Grünelemente ist an-
zumerken, dass es im Sinne eines funktionstauglichen Immissionsschutzes als sinn-
voll erachtet wird, bestehende Begrünungen dauerhaft zu erhalten. Es ist jedoch 
anzumerken, dass die Widmung von „Bauland-Sondergebiet“ keine unmittelbaren 
Auswirkungen auf den tatsächlichen Erhalt bestehender Grünelemente hat, da 
Widmungsmaßnahmen in erster Linie auf geplante Nutzungen abzielen. 

Aus raumordnungsfachlicher Sichtweise kann eine Berücksichtigung des eingebrach-
ten Ansuchens demnach nicht empfohlen werden. 
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2. Mag. Andrea und Mag. Robert Berger 

Übersicht 

 

KG Großweinberg 

Parzelle(n) 10/1, 10/2 und 12/1 

Adresse Höhenstraße 

Kurzfassung O.a. durch den Rechtsbeistand vertretene Parteien sprechen sich gegen eine Um-
widmung von Teilbereichen der Gst. 10/1, 10/2 und 12/1 von „Grünland- Land- und 
Forstwirtschaft“ in „Bauland-Wohngebiet“ mit dem Zusatz „maximal zwei Wohnein-
heiten“ aus. Dies ist darin begründet, da sich die derzeitige Wohnbebauung nördlich 
und südlich der Höhenstraße konzentriert.Des Weiteren wird angemerkt, dass die 
geplante Umwidmung außerhalb der für Baulandentwicklung vorgesehenen Zone 
des Entwicklungskonzeptes liegt und die Erschließung des künftigen Wohnbaulandes 
nur über eine Fahnenzufahrt möglich ist. 

Zusätzlich wird angemerkt, dass das neue Grundstück innerhalb des Landschafts-
schutzgebietes zum Liegen kommt, was der Umwidmung entgegensteht. 

Vorschlag Keine Berücksichtigung 

Begründung Entgegen des Einspruches der durch den Rechtsbeistand vertretenen  o.a. Parteien 
ist festzuhalten, dass die geplante Umwidmung im dafür vorgesehenen Bereich 
innerhalb einer „Grenze der zukünftigen Siedlungsentwicklung“ zum liegen kommt 
und daher durchaus den Zielen des rechtsgültigen Örtlichen Entwicklungskonzeptes 
entspricht. 

Hinsichtlich des Einwandes betreffend die Lage des umzuwidmenden Bereiches 
innerhalb des „Landschaftsschutzgebietes Wienerwald“ ist anzumerken, dass gemäß 
§8 Abs. 2 des Niederösterreichischen Naturschutzgesetzes i.d.g.F im Zuge geplanter 
Umwidmungen Gutachten eines Naturschutzfachverständigen zur Auswirkung auf 
die in §8 Abs. 4 NÖ NSchG genannten Schutzgüter, sowie eine Stellungnahme der 
Niederösterreichischen Umweltanwaltschaft einzuholen ist. Durch die Einbindung 
und Berücksichtigung des Naturschutzes im gegenständlichen Verfahren ist dadurch 
per se kein Widerspruch zu geltenden gesetzlichen Bestimmungen auszumachen. 

Aus raumordnungsfachlicher Sichtweise kann eine Berücksichtigung des eingebrach-
ten Ansuchens demnach nicht empfohlen werden. 
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3. Wilhelm und Christine Schirmer 

Übersicht 

 

KG Haag 

Parzelle(n) 164/2, 165/2, 165/3, 165/4 und 167/11 

Adresse Hainfelderstraße 

Kurzfassung O.a. Partei spricht sich gegen eine Umwidmung der beiden Parzellen 165/2 und 
167/11 von „Grünland-Grüngürtel“ in „Bauland-Sondergebiet-Öffentliche Einrich-
tungen“ aus. Dies ist darin begründet, dass bei der derzeitigen Nutzung der Fläche 
als Abstellfläche der PKW’s der Grünstreifen erforderlich ist, um den Lärm und die 
Emissionen einzuschränken. Des Weiteren wird auch angemerkt, dass im Falle der 
geplanten Umwidmung in „Bauland-Sondergebiet-Öffentliche Einrichtungen“ der 
Erhalt des Grünstreifens zwischen den angeführten Grundstücken und der Reihen-
haussiedlung zum Schutz der Nachbarn erforderlich ist. 

Vorschlag Keine Berücksichtigung 

Begründung Der eingelangten Stellungnahme ist entgegenzuhalten, dass die o.a. Parzellen der-
zeit bereits als „Bauland-Betriebsgebiet“ gewidmet sind und auf „Bauland-
Sondergebiet“ umgewidmet werden sollen.  

Zur angesprochenen Beeinträchtigung der Nachbargrundstücke durch Lärm und 
Emissionen ist durch die Umwidmung von „Bauland-Betriebsgebiet“ in „Bauland-
Sondergebiet“ von keiner Verschlechterung auszugehen. Dies ist auch dadurch be-
gründet, da bei der widmungsmäßigen Nutzung innerhalb der bestehenden Wid-
mung „Bauland-Betriebsgebiet“ auch deutlich höhere Lärm- und Emissionsober-
grenzen gelten als bei der nunmehr geplanten Widmung „Bauland-Sondergebiet“. 

Hinsichtlich der angesprochenen Erhaltung der bestehenden Grünelemente ist an-
zumerken, dass es im Sinne eines funktionstauglichen Immissionsschutzes als sinn-
voll erachtet wird, bestehende Begrünungen dauerhaft zu erhalten. Es ist jedoch 
anzumerken, dass die Widmung von „Bauland-Sondergebiet“ keine unmittelbaren 
Auswirkungen auf den Erhalt bestehender Grünelemente hat, da Widmungsmaß-
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nahmen in erster Linie auf geplante Nutzungen abzielen. 

Aus raumordnungsfachlicher Sichtweise kann eine Berücksichtigung des eingebrach-
ten Ansuchens demnach nicht empfohlen werden. 
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4. Franz Schmittutz 

Übersicht 

 

KG Haag 

Parzelle(n) 164/2; 165/2; 165/3; 165/4 und 167/11 

Adresse Hainfelderstraße 

Kurzfassung O.a. Partei spricht sich gegen eine Umwidmung der Parzellen aus und gibt als derzei-
tige Nutzung der Fläche an, dass diese als Parkmöglichkeit der Badegäste und der 
Kabanenbewohner dient. Der Platz wird auch überwiegend für andere Aktivitäten 
genutzt wie 1-2 Mal pro Jahr für den Zirkus oder auch für die Verkehrserziehung. 
Des Weiteren wird angemerkt, dass das Areal oftmals von Überflutungen betroffen 
ist, wobei Bedenken hinsichtlich des Wasserabflusses geäußert werden. 

Die o.a Partei spricht sich zusätzlich für einen Erhalt der Gebüsch-Reihe ins Erho-
lungsbad Neulengbach aus. 

Vorschlag Keine Berücksichtigung 

Begründung Der eingelangten Stellungnahme ist entgegen zu halten, dass es sich bei den ange-
sprochenen Nutzungen der Fläche (durch den Zirkus oder zur Verkehrserziehung) 
um temporäre Nutzungen einer Baulandreserve handelt. Dies sind lediglich vo-
rübergehende Nutzungen der Flächen, auf welchen die für die Fläche vorgesehenen 
Nutzungen als Bauland noch nicht stattgefunden haben bzw. umgesetzt worden 
sind.  

Hinsichtlich der geäußerten Bedenken des Wasserabflusses ist anzumerken, dass 
das Areal innerhalb des geschlossenen Ortsgebietes und außerhalb von hochwas-
sergefährdeten Gebieten zum Liegen kommt und keine relevanten Auffälligkeiten 
der Hangwässer zu vermerken sind. 

Aus raumordnungsfachlicher Sichtweise kann eine Berücksichtigung des eingebrach-
ten Ansuchens demnach nicht empfohlen werden. 
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5. Ing. Herbert Zellhofer 

Übersicht vorher                                         nachher 

  

KG Ollersbach 

Parzelle(n) 4/1 (T) 

Adresse Galengasse 

Kurzfassung O.a. Partei spricht sich gegen eine Umwidmung von Teilbereichen der Parzelle 4/1, 
KG Ollersbach von „Grünland-Spielplatz“ in „Grünland-Sportstätten“ mit der Festle-
gung Tennis aus. Dabei wird angemerkt, dass der derzeitige Spielplatz, welcher seit 
rd. 20 Jahren besteht weiterhin erhalten bleiben soll und zusätzliche Emissionen 
seitens des Tennisplatzes (Licht, Lärm) nicht geduldet werden können. 

Vorschlag Teilweise Berücksichtigung 

Begründung Den Argumenten des o.a. Einschreiters kann insofern gefolgt werden, als dass der 
bestehende Spielplatz für die Zielgruppen - Kinder und Jugendliche - langfristig wid-
mungsgemäß gesichert werden soll.  

An der vorgesehenen widmungsmäßigen Absicherung der bestehenden Tennisanla-
gen - drei Sandplätze und ein Vereinshaus - soll indes festgehalten werden. 

Wie auch im Erläuterungsbericht zu gegenständlicher Änderung des Örtlichen 
Raumordnungsprogrammes ausgeführt, soll im Bereich der Tennisplätze des UTC 
Ollersbach die bestehende Widmung daher gemäß der realen Nutzungsgegebenhei-
ten angepasst werden. 

Aus raumordnungsfachlicher Sichtweise kann der eingebrachten Stellungnahme 
daher teilweise gefolgt werden. 

 

 
 
 
III. Stellungnahmen des Amtes der NÖ Landesregierung 
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Von der Abt. RU2 wird folgendes Gutachten vom 07.12.2018 im Wege der Abt. RU1 des 
Amtes der NÖ Landesregierung zum Entwurf des Örtlichen Raumordnungsprogrammes 
übermittelt (Anlage 4 zu diesem TOP): 
 
RU2-O-414/148-2018 

Zu: RU1-R-414/065-2018 

Betrifft: Stadtgemeinde Neulengbach – Änderung des örtlichen Raumordnungsprogramms 

 

Die Abteilung Bau- und Raumordnungsrecht hat mit Schreiben vom 10.09.2018 die Unterla-

gen zur Änderung des örtlichen Raumordnungsprogramms zur Begutachtung übermittelt. Die 

Änderungen wurden vom Ing. Kons. für Raumplanung und Raumordnung Dipl. Ing. Josef 

Hameter (Büro raum und plan) ausgearbeitet. Auf Grund der vorgelegten Unterlagen, des 

Lokalaugenscheins und der mit Vertretern der Gemeinde geführten Besprechungen wird 

folgendes  

 

G U T A C H T E N 

zum Entwurf des örtlichen Raumordnungsprogramms abgegeben. 

 

Allgemeines: 

Die örtliche Situation, die geplanten Maßnahmen und die Begründung der einzelnen Ände-

rungen sind im vorliegenden Bericht detailliert beschrieben und mit Fotos belegt, sodass von 

einer Wiederholung der Erläuterungen in diesem Gutachten Abstand genommen wird. 

Die Themen Bevölkerungsentwicklung, Naturgefahren und Baulandbilanz wurden im Zuge 

des Änderungsverfahrens 2016 aktualisiert, da das Entwicklungskonzept und die damit ver-

bundenen Planungsgrundlagen der Stadtgemeinde bereits aus dem Jahr 2003 stammen. Im 

Rahmen des gegenständlichen Umwidmungsverfahrens wurden die Ausführungen um die 

Themen Hangwässer, Geogene Gefahrenhinweise und Flächenbilanz ergänzt.  

Betreffend die Risiken durch Hangrutschungen der ÄP 1.1. bis 1.5. wurde eine Stellungnah-

me der Landesbaudirektion – Geologischer Dienst eingeholt (siehe Aktenvermerk vom 

7.11.2018, Teilnehmer Emma Bointner, Joachim Schweigl). Demnach ist vor der Umwid-

mung der ÄP 1.3. und 1.4. ein geologisches, geotechnisches Gutachten erforderlich, für die 

übrigen Änderungspunkte ist keine geologische Untersuchung  

notwendig. Betreffend die unter ÄP 1.1. geplante Ausweisung Geb RB 14 ist lediglich im  

Falle eines Um- oder Zubaus, welcher die Bodenpressung auf den Untergrund erhöht, ein 

geologisches, geotechnisches Gutachten einzuholen. 

 

Änderung des örtlichen Raumordnungsprogramms: 

 

Grünland: 

1.1. Bereich der Parz. 583/2, KG Raipoltenbach (Schwertfegen); 
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Widmung Geb RB14 – Kleinpelletieranlage: 

Wie aus dem Erläuterungsbericht hervorgeht, handelt es sich um eine ca. 490m² große bau-

behördlich bewilligte Maschinenhalle, die nun als Kleinpelletieranlage genutzt werden soll. 

Dafür ist die Widmung Geb mit der Nutzungseinschränkung Kleinpelletieranlage vorgesehen. 

Das Geb-Datenblatt und das Datum der Baubewilligung wurden nachgereicht (siehe Anlage). 

Wie aus der geologischen Stellungnahme hervorgeht, ist in Bezug auf den Bestand bzw. die 

Benützbarkeit des Gebäudes keine, aber im Falle eines Um- oder Zubaus, welcher die Bo-

denpressung auf den Untergrund erhöht, eine weitere Untersuchung erforderlich.  

 

Diesbezüglich wird empfohlen, die Größe des Gebäudes auf den Bestand einzuschränken 

(oder auf die erforderliche geologische/geotechnische Prüfung bei Um- oder Zubauten im 

Flächenwidmungsplan hinzuweisen). 

 

1.2. Bereich der Parz. 4/1 und 6, KG Ollersbach (Kirchenstraße); 

Umwidmung von Gspi auf Gspo und Änderung der Abgrenzung des BK: 

Es ist geplant, den Tennisplatz des UTC Ollersbach, der aus drei Sandplätzen und einem 

Vereinshaus besteht und derzeit als Gspi bzw. BK gewidmet ist, entsprechend der beste-

henden Nutzung als Gspo-Tennis auszuweisen. Der Tennisplatz besteht schon seit Langem 

(er ist jedenfalls bereits im Luftbild 1995 zu erkennen). 

Westlich der Tennisanlage befindet sich ein Spielplatz. Wie aus der Bearbeitung der einge-

langten Stellungnahmen hervorgeht, soll der Spielplatz von der Umwidmung Gspo ausge-

nommen werden und in der Widmung Gspi verbleiben. Diese Maßnahme, die vom Entwurf 

des örtlichen Raumordnungsprogramm abweicht, entspricht der Planungsintention der Be-

standssicherung der vorhandenen Nutzungssituation. 

 

Im nördlichen Anschluss an den Tennisplatz befindet sich ein mit Bäumen und Hecken be-

stockter Streifen, der dem Bestand in der Natur entsprechend als Ggü-Emissionsschutz aus-

gewiesen wird.  

Im Osten an den Tennisplatz schließt Bauland-Kerngebiet an; hier befindet sich der Kinder-

garten, auf dessen Areal eine abschirmende Heckenbepflanzung hergestellt worden ist. Eine 

Pufferzone in Form eines Grüngürtels zwischen den unterschiedlichen Nutzungsarten war 

bisher nicht vorhanden und ist aus Platzgründen auch derzeit nicht vorgesehen. 

Die Widmung Gspo erfolgt zulasten der Widmung BK. Um eine geringfügige Erweiterung des 

Kindergartens zu ermöglichen, wird nordöstlich des Tennisplatzes eine ca. 200m² große Flä-

che, die sich im Besitz der Gemeinde befindet, von Gp auf BK umgewidmet. Bei der verblei-

benden Widmung Grünland-Park im Ausmaß von ca. 2000m² handelt es sich um eine Privat-

fläche, die nicht als öffentlicher Park genutzt wird und offenbar auch für die Öffentlichkeit 
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nicht erreichbar ist. Wie der Bereich als Park genutzt werden kann, sollte seitens der Ge-

meinde zukünftig überprüft werden. 

 

Bei der geplanten der Abgrenzung zwischen der Widmung Gspo (unter Beibehaltung der 

Widmung Gspi im Spielplatzbereich) und dem BK handelt es sich um eine Anpassung an 

den langjährigen Bestand der Nutzungsstruktur. Die Parz. 4/1, 4/2 und 6 befinden sich im 

Eigentum der Stadtgemeinde Neulengbach. Die langjährige Nutzung als Spiel-, Tennisplatz 

bzw. Kindergarten auf Gemeindegrund zeigt, dass dies der Planungswille der Gemeinde 

war, die Planungsabsicht wurde jedoch nicht in der Flächenwidmung und auch nicht im örtli-

chen Entwicklungskonzept entsprechend dokumentiert. 

 

Die Adaptierung der Flächenwidmung anhand der vorhandenen Nutzung sowie die Einbe-

ziehung der kleinen Parz. 6 in das Kerngebiet ist vom fachlichen Standpunkt der Raumord-

nung nachvollziehbar.  

 

Zur bestmöglichen Nutzung der Flächen im Sinne einer vorausschauenden Gestaltung des 

Gemeindegebietes wird der Gemeinde empfohlen, die Entwicklungskonzeption, die 2003 

erstellt und 2006 einer SUP unterzogen worden ist, generell zu überarbeiten. 

 

1.3. Bereich der Parz. 129/1, 129/5 u.a., KG Ollersbach (Friedhofgasse); 

Änderung der Abgrenzung des BW („Baulandtausch“) 

Dazu hat Gemeinde mitgeteilt, dass dieser Änderungspunkt auf Grund einiger Vorfragen, die 

noch zu klären sind, zurückgestellt wird. 

 

1.4. Bereich der Parz. 10/1, 10/2 und 12/1, KG Großweinberg (Höhenstraße); 

Abrundung des Wohnbaulandes: 

Es ist vorgesehen, das BW südlich der Höhenstraße um einen Bauplatz auf der Parz. 12/1 

zu erweitern. Es handelt sich um eine Fahnenparzelle, die durch die Höhenstraße erschlos-

sen ist.  

Es entsteht daher kein zusätzlicher Erschließungsaufwand für die Gemeinde, sodass die 

Einbeziehung der Fläche in das Bauland eine Abrundung des Siedlungsgebietes darstellt. 

Die geplante Baulandtiefe wurde mit der Abgrenzung des im Westen angrenzenden BW ab-

gestimmt. Auch der Zusatz „maximal 2 Wohneinheiten“ stellt eine Anpassung auf die Festle-

gung im Umgebungsbereich dar. 

Der Bereich befindet sich innerhalb der im Osten festgelegten Grenze der künftigen Sied-

lungsentwicklung gemäß Entwicklungskonzept der Gemeinde. 
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Die geplante Abrundung des Siedlungsgebietes steht somit grundsätzlich im Einklang mit 

den Intentionen des örtlichen Entwicklungskonzeptes und würde zu einer wirtschaftlicheren 

Ausnützung der vorhandenen Infrastruktur führen. 

Vor einer Umwidmung ist jedoch die Baulandeignung zu prüfen: Laut beiliegendem Akten-

vermerk ist dafür ein geologisches, geotechnisches Gutachten erforderlich. 

 

1.5. Bereich der Parz. 164/2, 165/2, u.a., KG Haag (Hainfelder Straße); 

Umwidmung von BB bzw. Ggü-Emissionsschutz auf BS-öffentliche Einrichtungen bzw. Ret-

tungsstelle: 

Es ist geplant, in jenem Abschnitt der Hainfelder Straße, der dichtere Bebauungsstrukturen 

aufweist, das als BB inklusive Ggü-Emissionsschutz gewidmete Areal, das nahezu allseits 

von BW umschlossen ist, als BS-Rettungsstelle bzw. BS-öffentliche Einrichtungen auszuwei-

sen.  

In dem Bereich befinden sich die Bezirksstelle des Roten Kreuzes Neulengbach, Parkplätze 

und unbebaute Flächen.  

 

Geplant ist die Neuerrichtung der nicht mehr zeitgemäßen Rettungsstelle samt zugehöriger 

infrastruktureller Einrichtungen.  

Die übrige, ca. 7.300m² große Fläche, die sich im Besitz der Gemeinde befindet, soll auf 

Grund der Lagegunst und der Verfügbarkeit für die Ansiedlung ergänzender öffentlicher Ein-

richtungen freigehalten werden.  

 

Aus Sicht der Raumordnung ist die gegenständlichen Fläche an der Hainfelder Straße für die 

geplante Rettungsstelle geeignet.  

Bei Überprüfung der Änderung wurden keine Tatsachen festgestellt, die den verbindlichen 

Vorgaben des NÖ Raumordnungsgesetzes stehen. 

 

1.6. Bereich der Parz. 617, KG St. Christophen (Oberdambach 11); 

Löschung der Widmung Geb SC 7: 

Da das Gebäude geschliffen worden ist, wird die Widmung Geb SC7 aus dem Flächenwid-

mungsplan gelöscht. 

 

1.7. Bereich der Parz. 1930, KG St. Christophen (Rothenbucherhöhe 11 und 12); 

Umwidmung von Glf auf Vö: 

Die Fläche befindet sich im öffentlichen Gut und wird dementsprechend genutzt.  

Die Umwidmung erfolgt als Anpassung an den Kataster und den Bestand in der Natur. 

 

1.8. Bereiche innerhalb des gesamten Gemeindegebietes; 
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Es handelt sich um Anpassungen des Flächenwidmungsplans an erfolgte Grundabtretungen, 

an Grundteilungen und an Aktualisierungen der digitalen Katastermappe sowie um eine Kor-

rektur der Lage des Geb SC 15: 

Bei Überprüfung der Adaptierungen des Flächenwidmungsplans wurden keine Tatsachen 

festgestellt, die den fachlichen Vorgaben des NÖ Raumordnungsgesetzes widersprechen. 

 

Änderung der Darstellung im Entwicklungskonzept: 

 

1.9. KG Ollersbach; 

Die geringfügige Änderung des Entwicklungskonzepts stellt eine Übernahme der unter ÄP 

1.2. und 1.3. beschriebenen Änderungen der Widmungsabgrenzungen dar. Bei Realisierung 

der Widmungsänderungen bestehen keine fachlichen Bedenken gegen die „Nachführung“ 

des aktuellen Planungsstands dar.  

 

Dipl.-Ing. C i k l 
Sachverständige für Raumordnung  
und Raumplanung 
elektronisch unterfertigt 
7.12.2018 

 

Von der Abt. BD1 – Naturschutz wird folgendes Gutachten vom 04. 10.2018 im Wege der 
Abt. RU1 des Amtes der NÖ Landesregierung zum Entwurf des Örtlichen Raumordnungs-
programmes übermittelt (Anlage 5 zu diesem TOP): 
 
BD1-N-8414/025-2018 

Zu: RU1-R-414/065-2018 

 

Stadtgemeinde Neulengbach 13. Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes GZ 

3040007/01/18-OE 

 

Die Stadtgemeinde Neulengbach beabsichtigt mehrere Änderungen an ihrem örtl. ROP vor-

zunehmen. Einer dieser Punkte betrifft auch das örtl. Entwicklungskonzept im Bereich der 

KG Ollersbach. Die Prüfung der Unterlagen, ergänzt durch einen Lokalsugenschein ergaben, 

dass zu berücksichtigende Fachaspekte des Naturschutzes durch die Änderungen nicht we-

sentlich berührt werden. Zwar gibt es in zwei Fällen Überlagerungen des Landschaftsschutz-

gebietes Wienerwald, die Änderungen können aber auf Grund ihrer geringfügigen Charakte-

ristik nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen der im § 8 NSchG definierten Schutzgüter füh-

ren. Es handelt sich dabei um eine innerörtliche Ausweisung von Baulandsondergebiet zum 

Ausbau der Rot-Kreuz-Stelle zulasten eines Grüngürtels-Emissionsschutz bzw. von Bauland-

Betriebsgebiet sowie um eine eringfügige Anpassung der Baulandabgrenzungen im Bereich 
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der Höhenstraße an die südliche Baulandgrenze sowie an die Grundstücksstruktur. Es wer-

den weder ökologisch relevante Situationen noch besondere Expositionslagen beansprucht. 

Somit kann mitgeteilt werden, dass aus Sicht des Fachbereichs Naturschutz kein Einwand 

gegen eine Nichtversagung des Änderungsvorhabens der Stadtgemeinde Neulengbach zu 

erheben ist. 

 

Ergeht an: 

1. NÖ Umweltanwaltschaft, Wiener Straße 54, 3109 St. Pölten  

mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme 

 
Dr. Haas 
Amtssachverständiger für Naturschutz 

 
 
IV. Verordnung 
 
Gemäß § 24 sowie § 25 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 LGBL.Nr. 3/2015 idgF obliegt die 
Erlassung der Verordnung über die Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes 
dem Gemeinderat. 
 
Aufgrund des im Wege der Abt. RU1 des Amtes der NÖ Landesregierung übermittelten Gut-
achtens der Abt. RU2 wurde aus raumordnungsrechtlichter Sicht folgendes festgestellt: 
 
Umwidmungspunkt 1: Es wird empfohlen die Größe des Gebäudes auf den Bestand einzu-
schränken. 
 
Umwidmungspunkt 2: Der bestehende Spielplatz sollte von der Umwidmung Gspo („Grün-
land-Sportstätten“) ausgenommen werden und in der Widmung Gspi („Grünland- 
Spielplatz“) verbleiben. 
 
Umwidmungspunkt 3: Aufgrund von Vorfragen ist dieser Änderungspunkt zurückzustellen. 
 
Umwidmungspunkt 4: Zur Prüfung der Baulandeignung ist ein geologisches, geotechnisches 
Gutachten erforderlich. 
 
Gegenüber dem Auflagenentwurf des 13. Änderungsverfahrens ergeben sich daher folgende 
Änderungen (geänderte Pläne Anlage 6 zu diesem TOP): 
 
Ad Umwidmungspunkt 1: Die Größe des Gebäudes wird auf die bebaute Fläche des Bestan-
des eingeschränkt und die beabsichtigte Widmung „Grünland-Erhaltenswertes Gebäude im 
Grünland“ mit der Zusatzbezeichnung „Kleinpelletieranlage“ mit dem Zusatz „490 m² ergänzt 
– (geänderter Plan Nr. 01: Anlage 6 zu diesem TOP). 
 
Ad Umwidmungspunkt 2: Der bestehende Spielplatz wird in der Widmung „Grünland-
Spielplatz“ belassen. Damit wurde auch der Stellungnahme Zellhofer entsprochen - (geän-
derter Plan Nr. 02: Anlage 6 zu diesem TOP). 
 
Ad Umwidmungspunkt 3: Dieser Umwidmungspunkt wird gegenüber dem Auflagenentwurf 
aus dem 13. Änderungsverfahren ausgeschieden - (geänderter Plan Nr. 02: Anlage 6 zu 
diesem TOP). 
 
Ad Umwidmungspunkt 4: zur Frage, ob gegenständlicher Bereich gemäß § 15 Abs. 3 des 
NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 idgF geeignet ist, als Bauland gewidmet zu werden, Vom 
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Grundeigentümer wurde ein geotechnisches Gutachten, erstellt von 3P Geotechnik ZT 
GmbH, 1120 Wien, Eichenstraße 20, vom 01.02.2019, (Anlage 7 zu diesem TOP) bei der 
Stadtgemeinde Neulengbach am 11.02.2019 vorgelegt. Dieses Gutachten wurde an das Amt 
der NÖ Landesregierung übermittelt. Dazu wurde von Dr. Joachim Schweigl vom Amt der 
NÖ Landesregierung/BD1-G mit Email vom 25.02.2019 mitgeteilt, dass eine Umwidmung 
aus fachlicher Sicht abzulehnen ist. Von Frau DI Cikl wurde am 26.02.2019 telefonisch be-
stätigt, dass dieser Bereich aufgrund des vorliegeden Gutachtens nicht zur Baulandwidmung 
geeignet ist. Dieser Umwidmungspunkt wird daher gegenüber dem Auflagenentwurf aus dem 
13. Änderungsverfahren ausgeschieden - (geänderter Plan Nr. 03: Anlage 6 zu diesem 
TOP). 
 
Ad Umwidmungspunkt 9: Da der Umwidmungspunkt 3 aus dem Verfahren ausgeschieden 
wird, entfällt daher auch gegenüber dem Auflagenentwurf des Entwicklungskonzeptes fol-
gendes: „Kleinräumige Abrundung einer Grenze der künftigen Siedlungsentwicklung“ – (ge-
änderter Plan Nr. E01: Anlage 6 zu diesem TOP). 
 
Es wäre daher beiliegende Verordnung AZ 64/2018 (Anlage 8 zu diesem TOP) zu beschlie-
ßen. 
 
Vorberatung: Die 13. Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes wurde in den Sit-
zungen des Ausschusses für „Raumordnung und Gemeindeentwicklung“ am 07.11.2017 und 
am 19.02.2019 behandelt. Die Ausscheidung des Umwidmungspunkest 4 hat sich erst nach 
der Sitzung vom 19.02.2019 ergeben. Der Grundsatzbeschluss zur Einleitung der 13. Ände-
rung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 
30.01.2018 gefasst. 
 
Zuständigkeit: Gemäß den Bestimmungen des NÖ ROG sowie der NÖ GO ist die Zuständig-
keit für den Gemeinderat gegeben. 

 
 

Finanzierung: 
Keine unmittelbare finanzielle Auswirkung 

Anlagen: 
 

 

   
 

 
 
AZ. 64/2018 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Neulengbach hat in seiner Sitzung am 14.05.2019 
TOP           nach Erörterung der eingegangenen Stellungnahmen nachstehende 
 
 

VERORDNUNG 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
Aufgrund des § 25 Abs. 1 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. 3/2015 idgF wird das 
Örtliche Raumordnungsprogramm der Stadtgemeinde Neulengbach in den Katastralgemein-

den Almersberg, Großweinberg, Haag, Ollersbach, Raipoltenbach, St. Christophen, Tau-
sendblum und Wolfersdorf dahingehend abgeändert, dass die auf den zugehörigen Pland-
arstellungen durch entsprechende Signatur dargestellten Änderungen des Örtlichen Entwick-

STADTGEMEIN-
DE 

NEULENGBACH 
Polit. Bezirk St. Pölten, Land Niederösterreich 

 

A-3040 Neulengbach, Kirchenplatz 82, Postfach 6 

Tel.: 02772/52105, Fax: DW 55, DVR: 0112623 
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lungskonzeptes bzw. des Flächenwidmungsplanes festgelegt werden (13. Änderung des 
Örtlichen Raumordnungsprogrammes). 
 

§ 2 
 
Die Plandarstellungen, welche mit einem Hinweis auf diese Verordnung versehen sind, lie-
gen im Gemeindeamt der Stadtgemeinde Neulengbach während der Amtsstunden zur all-
gemeinen Einsicht auf. 
 

§ 3 
 
Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die NÖ Landesregierung und nach 
ihrer darauffolgenden Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen Kundma-
chungsfrist folgenden Tag in Kraft. 
 
Neulengbach, am 14.05.2019 
 

Der Bürgermeister: 
 
 
 
Franz Wohlmuth 

 
 
 
 

Beschlussantrag: 
 

Der Gemeinderat möge nach Beratung über die vorliegenden Stellungnahmen und Gutach-
ten die Verordnung AZ 64/2018 über die 13. Änderung des Örtlichen Raum-
ordnungsprogrammes beschließen, wobei sich gegenüber dem Auflagenentwurf folgende 
Änderungen ergeben: 
 

Umwidmungspunkt Nr. 1 – Plan Nr. 01 (Schwertfegen, KG Raipoltenbach): 
Beschränkung der Widmung „Grünland-Erhaltenswertes Gebäude im Grünland – Klein-
pelletieranlage“ auf 490 m². 
 
Umwidmungspunkt Nr. 2 - Plan Nr. 02 (Galengasse, KG Ollersbach): 
Belassung der Widmung „Grünland-Spielplatz“ für den Bereich des bestehenden Spiel-
platzes. 
 
Der Umwidmungspunkt Nr. 3 - Plan Nr. 02 (Friedhofgasse, KG Ollersbach) sowie der 
Umwidmungspunkt Nr. 4 - Plan Nr. 03 (Höhenstraße, KG Großweinberg) werden aus 
dem 13. Änderungsverfahren ausgeschieden. 
 
Ad Umwidmungspunkt 9: Da der Umwidmungspunkt 3 aus dem Verfahren ausgeschie-
den wird, entfällt daher auch gegenüber dem Auflagenentwurf des Entwicklungskonzep-
tes folgendes: „Kleinräumige Abrundung einer Grenze der künftigen Siedlungsentwick-
lung“. 

 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
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Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
Hinweis: GR Lang ist bei diesem TOP nicht anwesend. 

  

Sachbearbeiter: BA zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  5. Neulengbacher Kommunalservice Ges.m.b.H. - Jahresabschluss 
zum 31.12.2018 

Berichterstatter: STR Mag. Dr. Raimund Heiss 
 

Sachverhalt: 
 
Auf Grund der Bestimmungen von § 68 (3) NÖ Gemeindeordnung muss bei Unternehmungen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit, die unter beherrschendem Einfluss der Gemeinde stehen, vorgesehen 
sein, dass dem Gemeinderat einmal jährlich ein Bericht über die wirtschaftliche Situation und die vo-
raussichtliche Entwicklung der Unternehmung vorzulegen ist. 
 
Zuletzt wurde der Gemeinderat durch die Berichterstattung über die Jahresrechnung zum 31.12.2017 
der Neulengbacher Kommunalservice Ges.m.b.H. über die wirtschaftliche Situation informiert. Nach-
dem bei der Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss 2018 der Stadtgemeinde Neulengbach 
der Prüfbericht des Wirtschaftsprüfers noch nicht vorgelegen ist und somit über die Jahresrechnung 
nicht berichtet wurde, wird der Gemeinderat nun über die wirtschaftliche Situation der Unternehmung 
durch Vorlage der Jahresrechnung zum 31.12.2018 entsprechend informiert. 
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Aus diesem Ziffernwerk ist eindeutig ablesbar, dass die Gesellschaft erfolgreich und gewinn-

bringend arbeitet. Durch die operativen Tätigkeiten der Gesellschaft konnte der bis zum Jahr 

2008 in Höhe von €163.809,55 aufgestaute Verlust zur Gänze eliminiert werden. Der Bilanz-

gewinn beträgt zehn Jahre nach Ausweitung der Geschäftsfelder der Gesellschaft zum 

31.12.2018 nunmehr € 334.354,14. 

 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 wurde im Sinne der Bestimmungen von § 68a 

(3) NÖ Gemeindeordnung  von der AT Audit und Trust Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mbH, 

Baden, überprüft. Hierüber liegt folgender Bericht vor: 
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Hinweis: 
Die Jahresrechnung der Neulengbacher Kommunalservice Ges.m.b.H. zum 31.12.2018 wird auf 
Grund der Bestimmungen von § 83 (1) NÖ Gemeindeordnung gemeinsam mit dem Prüfbericht der AT 
Audit und Trust WP GmbH dem Rechnungsabschluss 2018 der Stadtgemeinde Neulengbach beige-
legt 
 
Vorberatungen: 
Der Gegenstand wurde in Anwesenheit des Wirtschaftsprüfers am 29. März 2019 im Rahmen einer 
Besprechung erörtert, zu der die Fraktionsobleute und die Mitglieder des Prüfungsausschusses gela-
den waren. 
 
Zuständig: 
Die Angelegenheit ist gem. § 68 (3) NÖ Gemeindeordnung dem Gemeinderat vorzulegen. 
 
 

Finanzierung: 
Die Neulengbacher Kommunalservice Ges.m.b.H. löst keine Budgetbindung bei der Stadtgemeinde 
Neulengbach aus. 
 
 

Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat wolle den Bericht über die wirtschaftliche Situation und die Entwicklung der Neu-
lengbacher Kommunalservice Ges.m.b.H. auf Grund des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 und den 
Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2018 zur Kenntnis nehmen. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: DIR zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  6. Förderungsantrag B800044, BA 17 Inprugg und Almersberg 

Berichterstatter: STR Mag. Dr. Raimund Heiss 

 
Sachverhalt: 
 
Mit Förderungsvertrag B800044 wurden von der Bundesministerin für Nachhaltigkeit und 
Tourismus als Förderungsgeber, vertreten durch die Kommunalkredit Public Consulting 
GmbH, A-1092 Wien, Türkenstraße 9, Förderungsmittel für das Projekt „Abwasserbeseiti-
gungsanlage – BA 17 Inprugg und Almersberg“ zugesichert, die auf Vorschlag der Kommis-
sion für die Angelegenheiten der Wasserwirtschaft vom 12.04.2019 von der Bundesministe-
rin für Nachhaltigkeit und Tourismus mit Entscheidung vom 17.04.2019 gewährt wurde.  
 
Zur Annahme des Förderungsvertrages ist die Annahmeerklärung mit der Kommunalkredit 
Public Consulting GmbH vom 17.04.2019, Antragsnummer B800044 betreffend die Förde-
rung „Abwasserbeseitigungsanlage – BA 17 Inprugg und Almersberg“, abzuschließen. 
 
Der Förderungsvertrag hat folgende wesentliche Inhalte: 
Antragsnummer: B800044 
Bezeichnung: Abwasserbeseitigungsanlage – BA 17 Inprugg und Almers-

berg 
Standort: Neulengbach 
Funktionsfähigkeitsfrist: 31.12.2018 
 
vorläufige Förderungssatz: 11,00 % 
förderungsfähige Investitionskosten: € 1.600.000,00 
davon Investitionskosten Leitungsinformationssystem € 35.000,00 
vorläufige Pauschale für das Leitungsinformationssystem: € 185.276,00 
 
Der Förderungsvertrag und die entsprechenden Beilagen (Vertragsbedingungen, Rech-
nungsnachweis) liegen vor und bilden einen entsprechenden Bestandteil des Antrages. 
 
Hinweis: 
Die Angelegenheit wurde in keinem Ausschuss behandelt. 
 
Zuständigkeit: 
Die Angelegenheit ist dem Gemeinderat zur Entscheidung vorbehalten. 
 

Finanzierung: 
Berücksichtigung in den jeweiligen Voranschlägen. 
 
 

Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat möge die Annahme des Förderungsvertrages mit der Kommunalkredit 
Public Consulting GmbH vom 17.04.2019, Antragsnummer B800044, betreffend der Förde-
rung für das Projekt „Abwasserbeseitigungsanlage – BA 17 Inprugg und Almersberg“ be-
schließen. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
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Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: FIN zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  7. Veranstaltungsreigen "50 Jahre Großgemeinde 20 Jahre Stadter-
hebung" 

 

Berichterstatter: STR DI Ferdinand Klimka 

 

Sachverhalt: 
 
Im Jahr 2019 jährt sich zum 50. Mal der Jahrestag der Umsetzung der Gemeindestrukturreform mit 
der Anbindung der ehemaligen Gemeinden Inprugg und Markersdorf zu Neulengbach. Das Jahr 2019 
ist auch Jubiläumsjahr des Landtagsbeschlusses zur Stadterhebung von Neulengbach. Der Beschluss 
im NÖ Landtag erfolgte am 19. Dezember 1999. 
 
Diese historischen Ereignisse sollen Anlass für einen Veranstaltungsreigen im Oktober des heurigen 
Jahres sein. Dabei soll ein Bogen ausgehend von der damaligen Situation der dann eingemeindeten 
Gemeinden (Inprugg, Markersdorf, Ollersbach. St. Christophen, Raipoltenbach und Tausendblum) bis 
zur Stadterhebung gespannt werden. Es sollen dabei die damaligen Verhältnisse und die Entwicklun-
gen in der neuen Großgemeinde in einem Zeitraffer präsentiert werden. 
 
Folgende Aktivitäten sind geplant: 
Ausstellung in der Aula des Rathauses – Eröffnung 17.10.2019, geöffnet ca. 1 Monat 
  
Die Ausstellung soll die Zusammenlegung der Gemeinden dokumentieren 
Anhand digitalisierter Katasterblätter und aktueller Luftbilder soll ein „Damals-Heute“ Vergleich sicht-
bar gemacht werden. Der Mehrwert der Zusammenlegung soll dargestellt werden. Zu jeder früheren 
Gemeinde wird eine Stele gestaltet. Jeder Ort ist eingeladen, aktiv an der Gestaltung der Stele der 
entsprechenden Ortschaft mitzuarbeiten.  
 
Kurzfilm:  
Für die Auftaktveranstaltung und auch als nachhaltiges Zeitdokument soll ein Film entstehen, der ne-
ben historischen Fakten auch anekdotische Begebenheiten, interessante Geschichten zu Gebäuden 
oder ortsansässiger Prominenter, Besuche von Persönlichkeiten oder auch Katastrophenfälle wie 
Feuer, Hochwasser… aus der Zeit der Zusammenlegung der Gemeinden und aus der Zeit der Stadt-
erhebung dokumentieren soll.  
Beispiele dazu:  
Greißlerei Faschingeder Inprugg – Fotos, Erinnerungen an Einkäufe  
Großbrand  
Geschichten von Briefträger, Leichenträger, Pfarrer…  
Alte Schmiede  
Frühere Wirtshäuser  
Hochwasser  
Alltagsbegebenheiten 
 
Vorschlag für Ablauf der Festaktivitäten: 
 

Fr, 18.10.2019 Eröffnung Ausstellung  Rathaus, Aula 

 Festakt 
Einladung Chöre der Stadtgemeinde zur 
Mitgestaltung der Eröffnungsfeier 
Präsentation Kurzfilm 
Ansprachen 

Lengenbacher Saal 

Sa, 19.10.2019 – 
Do, 24.10.2019 

Jeder Tag bzw. Abend wird von einer an-
deren früheren Gemeinde gestaltet, in 
welcher Form wird den Ortschaften freige-
stellt 

Ollersbach, Inprugg, Markers-
dorf, Tausendblum, St. Chris-
tophen, Raipoltenbach 

Fr, 25.10.2019 Neulengbach präsentiert sich zum Ab-
schluss, ev. mit einem Nachmittagspro-
gramm für Kinder 

Neulengbach 
 

 Jubiläumsball Lengenbachersaal 
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In den Vorbesprechungen haben sich bisher folgende Personen zur Mitarbeit bereit erklärt: 
Dr. Hannes Etzlstofer, DI Günter Wagensommerer, Helmut Leohartsberger jun., Karl Satzinger, Beate 
Raabe-Schasching MA, Helmut Leonhartsberger sen., Josef Steigberger, Karl Isamberth, Christine 
Berger. 
 
Für den Veranstaltungsreigen werden folgende Kosten erwartet: 

Gegenstand Ausgaben

historische Kataster-Urmappe € 600,00

Bewilligung für Drohnenflug € 300,00

Produktion und Grafik der Aufsteller € 7.000,00

Werbung (Plakate, Flyer) € 2.000,00

Ausstellungsvorbereitung und -begleitung € 3.000,00

div. Programmkostenbeiträge und Konsumationen € 7.100,00

€ 20.000,00   
 
 
Vorberatungen: 
Die Angelegenheit wurde dem Grunde nach in der Sitzung des Kulturausschusses am 24.4.2019 be-
raten. 
 
Zuständigkeit: 
Die Angelegenheit ist auf Grund der Bestimmungen von § 35 Zif. 20 NÖ Gemeindeordnung dem Ge-
meinderat zur Entscheidung vorzulegen. 
 

Finanzierung: 
Die Bedeckung erfolgt aus dem Ansatz 5/381000-728012 des ao. Vorhabens 7 sowie aus überplan-
mäßigen Einnahmen aus Holzverkäufen. 
 
 

Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat wolle die Durchführung des Veranstaltungsreigens „50 Jahre Großgemeinde – 20 
Jahre Stadterhebung“ (Neulengbach 1969 – 2019 – GEMEINSAM STADT GEWORDEN) mit einem 
Veranstaltungsbudget von € 20.000,00 beschließen. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: KU zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  8. Neujahrskonzert 2020 und 2021 

 

Berichterstatter: STR DI Ferdinand Klimka 
 

Sachverhalt: 

2020: 
Das Neujahrskonzert mit dem Tonkünstlerorchester Niederösterreich findet am Samstag, dem 
11.1.2020, in der Aula des Schulzentrums statt.  
Die Kosten exkl. USt. werden wie folgt erwartet:  
Gage:     € 11.900,-- 
Nebenkosten (Werbung, Porto,  
Bauhof, AKM, Blumendeko, Licht €   2.700,-- 
Gesamt    € 14.600,--  
 
Die Kosten für die Karten betragen im Vorverkauf € 32,-- und an der Abendkassa € 37,-- 
 
2021:  
Das Neujahrskonzert mit dem Tonkünstlerorchester Niederösterreich findet am Samstag, dem 
9.1.2021, in der Aula des Schulzentrums statt.  
Die Kosten exkl. USt. werden wie folgt erwartet:  
Gage:     € 11.900,-- 
Nebenkosten (Werbung, Porto,  
Bauhof, AKM, Blumendeko, Licht €   2.700,-- 
Gesamt    € 14.600,--  
 
Eine Erhöhung des Kartenpreises ist für 2021 vorgesehen: 
Die Kosten für die Karten betragen im Vorverkauf € 33,-- und an der Abendkassa € 38,-- 
 
Hinweis: 
Diese Angelegenheit wurde im zuständigen Kulturausschuss am 24.4.2019 dem Grunde nach 
behandelt. 
 
Zuständigkeit: 
Da diese Angelegenheit einen Vorgriff auf das Budget 2020 und 2021 bedeutet, ist die Be-
schlussfassung dem Gemeinderat vorbehalten.  
 
 

Finanzierung: 
Die Kosten dafür werden im VA 2020 und VA 2021 unter der HH-Stelle 1/381000-728048 (Neu-
jahrskonzert) vorgesehen. 
 
 

Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat  wolle die Durchführung der Neujahrkonzerte 2020 und 2021 mit dem Ton-
künstlerorchester Niederösterreich mit Kosten in Höhe von jeweils € 14.600,-- beschließen. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
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Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: KU zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  9. Online Reservierung 

 

Berichterstatter: STR DI Ferdinand Klimka 

 

Sachverhalt: 

 

Sitzplatzwahl und die Möglichkeit Karten online zu bestellen sind zeitgemäß und wurden bei den letz-
ten Events vermehrt angefragt. Die freie Sitzplatzwahl beim Neujahrskonzert im Schulzentrum wird 
jedes Jahr bemängelt.  

 

Ein zeitgemäßes Angebot von Veranstaltungen beinhaltet auch die Möglichkeit, ein interessantes 
Event online buchen und sich seinen Sitzplatz vorab reservieren zu können. Um Besucher diverser 
Veranstaltungen der Stadtgemeinde zu gewinnen, wurde ein Online-Kartenverkauf mit Sitzplatzaus-
wahl angefragt. Die Firma EVENTJET Datascroll Eventsupport GmbH mit Geschäftsführer Ing. Mag. 
Andreas Fischer hat nach einem Erstgespräch über die generelle Funktionalität der Software ein An-
gebot für die einmalige Erstellung der Saalpläne und für die Abwicklung von Veranstaltungen gestellt. 
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Zuständigkeit: 

Gemäß § 35 Zif. 20 der NÖ Gemeindeordnung ist die Beschlussfassung dem Gemeinderat vorbehal-
ten. 
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Finanzierung: 
Eine Bedeckung ist im VA 2019 unter der HH-Stelle 1/381000-729000 Kultur gegeben. 
 
 

Beschlussantrag: 

 

Der Gemeinderat wolle die Beauftragung der Firma EVENTJET Datascroll Eventsupport GmbH mit 
der Erstellung der Saalpläne und der Abwicklung von Veranstaltungen entsprechend dem Angebot 
vom 21. März 2019 beschließen. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: KU zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  10. Theaterstück "Josef und Maria" von Peter Turrini 

 

Berichterstatter: STR DI Ferdinand Klimka 

 

Sachverhalt: 
 

JOSEF & MARIA 

von Peter Turrini 

30. November und 1. Dezember 2019, 19:30 Uhr, Lengenbacher Saal 
 
Eintrittspreise unter Berücksichtigung des Online-Ticketsystems 
Kategorie 1: VVK 23,--/AK 26,-- 
Kategorie 2: VVK 20,--/AK 23,-- 
Kategorie 3: VVK 17,--/AK 20,-- 

 

Veranstalter: Stadtgemeinde Neulengbach 

Inhalt: Heiligabend, Ladenschluss. Zwei einsame Seelen, die Gelegenheitsputzfrau Maria die 

einmal kurz Varieté Tänzerin war und jetzt ihrem Sohn und ihrer Schwiegertochter nur noch 

auf die Nerven geht begegnet im Personalraum Josef, dem Mann von der Wach- und 

Schließgesellschaft und alten Kommunisten. Zunächst zögernd erzählen sie über ihr Leben, 

ihre Sehnsüchte und Träume. Komisches mischt sich mit Tragischem, Gegenwart mit 

Vergangenheit. Resigniert und enttäuscht vom Leben kommen die beiden langsam 

miteinander ins Gespräch und einander näher. 

Zwei Verlierer der Wohlstandsgesellschaft blühen im Bemühen um den jeweilig anderen noch 

einmal auf und feiern ihr ganz eigenes Fest der Liebe, schön und berührend.   

Peter Turrini, geboren am 26. September 1944 in St. Margarethen in Kärnten, lebt seit 1971 

als Schriftsteller in Wien und Retz. Seine Werke wurde in viele Sprachen übersetzt, seine 

Stücke werden weltweit gespielt. 

Es spielen: Eva Maria Schmid und Franz Josef Weiss (Bühne Dokumenta) 

Regie:  Brigitte Pointner 

 

Kosten: Schauspieler und Regie  1.500,00 (3 Personen) 

  Bauhofleistung      200,00 

  Plakat, Handzettel, Postwurf     800,00 

  Stückrechte und AKM      600,00 

  Licht & Tontechnik       400,00 

  Unvorhergesehenes       300,00     
  Gesamtkosten      3.800,00 
 
Vorberatungen: 
Die Angelegenheit wurde im zuständigen Ausschuss am 24.4.2019 dem Grunde nach behandelt 
 
Zuständigkeit: 
Gemäß §35 Abs 2 NÖ Gemeindeordnung ist die Beschlussfassung dem Gemeinderat vorbehalten. 
 

Finanzierung: 
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Eine Bedeckung ist im Haushaltsjahr 2019 durch die Mehreinnahmen aus den Eintrittsgeldern gege-
ben. 
 
 

Beschlussantrag: 
 

Der Gemeinderat wolle die Aufführung des Theaterstücks am 30. November und 1. Dezem-
ber 2019 mit Gesamtkosten von € 3.800,00 beschließen und die nachfolgenden Eintrittsprei-
se festlegen: 
Eintrittspreise unter Berücksichtigung des Online-Ticketsystems 
Kategorie 1: VVK 23,--/AK 26,-- 
Kategorie 2: VVK 20,--/AK 23,-- 
Kategorie 3: VVK 17,--/AK 20,-- 

  

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: KU zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  11. Unterstützung des Vereins für die Geschichte von Neulengbach 
und Umgebung 

 

Berichterstatter: STR DI Ferdinand Klimka 

 

Sachverhalt: 

 

Der Verein für die Geschichte von Neulengbach und Umgebung sucht um Unterstützung in 
Höhe von € 2.000,-- für die Jahre 2018 und 2019 an. 

 

Zahlreiche Veranstaltungen und Ausstellungen, besonders im Rahmen des Schiele Gedenkjah-
res, wurden durchgeführt. Die finanziellen Aufwendungen betrugen insgesamt rund € 6.000,--. 

 

Ansuchen und Details: 
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Vorberatungen 
Die Angelegenheit wurde im zuständigen Ausschuss am 24.4. dem Grunde nach behandelt. 
 
Zuständigkeit: 
Gemäß § 35 Zif. (2) der NÖ Gemeindeordnung ist die Beschlussfassung dem Gemeinderat 
vorbehalten. 
 
 

Finanzierung: 
Eine Bedeckung ist im VA 2019 unter der HH-Stelle 1/061000-777000 bis zu einer Höhe von € 1.700,-
- gegeben. Der Restbetrag ist im Kulturbudget einzusparen. 
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Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat wolle die finanzielle Unterstützung für die Jahre 2018 und 2019 in Höhe von EUR 
2.000,-- beschließen. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: KU zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  12. Kleinkinderbetreuung; Mehrkinderstaffelung 

 

Berichterstatterin: STRin Maria Rigler 

 

Sachverhalt: 

 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Neulengbach hat in seinen Sitzungen am 30.06.2015 und 
13.9.2016 folgende Staffelung der Elternbeiträge für die Tagesbetreuungseinrichtung am Standort 
(Bahnstraße 16, 3040 Neulengbach) beschlossen. 

 
In der Gemeinderatssitzung am 14.3.2017 wurde eine zusätzliche Staffelung für Kinder über einem Alter von 
2,5 Jahren (Kindergartenalter) bis 3 Jahren beschlossen, 
 
Die Gestaltung all dieser Elternbeiträge erfolgte unter der Annahme, dass pro Familie jeweils ein Kind 
die Betreuungseinrichtung besucht. Nunmehr wurde die Stadtgemeinde Neulengbach darüber infor-
miert, dass ab September ein Zwillingsgeschwisterpaar die Betreuungseinrichtung besuchen möchte.  
Für diesen Fall des Besuchs der Kinderbetreuungseinrichtungen von mehreren Kindern einer Familie 
(z.B. im Falle von Zwillingen) liegt derzeit keine angepasste Tarifregelung vor. 
 
In Anlehnung an die bestehenden Tarifbestimmungen für Kinder über einem Alter von 2,5 Jahren bis 3 
Jahren wird vorgeschlagen, dass diese Tarife auch als Mehrkinderregelung Gültigkeit haben. 
 
Beispiel: 
Familie mit 2 Kindern mit 25 Stunden Wochenbesuchszeit: 

1. Kind  € 425,00 
2. Kind € 145,00 

 
 
Vorberatungen: 
Die Angelegenheit wurde im zuständigen Gemeinderatsausschuss am 25. April 2019 beraten. 
 
Zuständigkeit: 
Die Angelegenheit ist auf Grund der Bestimmungen von § 35 Zif. 19 NÖ Gemeindeordnung dem Ge-
meinderat zur Entscheidung vorzulegen. 
 
 

Finanzierung: 
Die Preisgestaltung soll auf die Bedürfnisse der Familien abstellen und wird monetär nur eine sehr 
geringe Auswirkung haben, weil diese Regelung auch den Zugang für den gleichzeitigen Besuch meh-
rere Kinder einer Familie erleichtert. 
 
 

Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat wolle folgende Mehrkinder-Entgeltregelungen für den Besuch der Kinderbetreu-
ungseinrichtung der Stadtgemeinde Neulengbach mit Wirksamkeit vom 1. September 2019 für das 2. 
Und jedes weitere Kind einer Familie beschließen: 
 

Dauer Stunden/Woche Stunden/Monat Kosten/Monat 

 bis zu 20 h bis zu 80 h € 120,00 

 über 20 bis zu 30 h über 80 h bis zu 
160 h 

€ 145,00 

 über 30 Std. über 160 Std. € 170,00 
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Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: AV/FIN zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  13. Sommerkino - Preise für Eintrittskarten 

Berichterstatterin: STRin Maria Rigler 

 

Sachverhalt: 
 
Sommerkino – Open Air Kino im Innenhof des Gerichts 
 
Von 30.5.-1.6.2019 findet im Innenhof des Gerichts das 1. Open-Air Kino in Neulengbach statt. Die 
Durchführung des Sommerkinos wurde bereits im Gemeinderat vom 26.3.2019 beschlossen. Im Rah-
men der Gemeinderatssitzung wurde auch der Preis der Eintrittskarten mit € 4,00 je Karte festgelegt.  
 
Bei der Bestellung der ausgewählten Filme wurde vom Verleiher darauf hingewiesen, dass ein Min-
dest-Eintrittsgeld von € 5,-- verlangt werden muss, um die ausgewählten Filme zeigen zu dürfen. Dies 
gilt für alle Filme außer für „Pippi im Taka-Tuka-Land“. 
 
Folgende Ticketpreise werden vorgeschlagen: 
 
Einzeltickets je € 5,-- für die Hauptfilme und für den Kinderfilm „Drachenzähmen 3“ 
Einzelticket für den Film „Pippi im Taka-Tuka-Land“ € 3,-- 
 
Die Möglichkeit eines vergünstigten Vorverkaufs ist möglich, daher soll ein Kombiticket nur im Vorver-
kauf angeboten werden: 
 
3 Hauptfilme € 12,-- 
2 Kinderfilme € 7,-- 
 
Vorberatungen: 
Die Angelegenheit wurde im zuständigen Ausschuss am 25.4.2019 dem Grunde nach behandelt. 
 
Zuständigkeit: 
Gemäß §35 Zif. (20) der NÖ Gemeindeordnung ist die Beschlussfassung dem Gemeinderat vorbehal-
ten. 
 
 

Finanzierung: 
Einnahmen durch Kartenverkauf 
 
 

Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat wolle die Preise für die Eintrittskarten zu je € 5,--, mit Ausnahme des Kinderfilms 
Pippi im Taka-Tuka-Land und die Preise für die Kombitickets von € 12,-- bzw. € 7,-- beschließen. 
 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
31 Ja, 1 Gegenstimme (GR Rauschka) 
 

  

Sachbearbeiter: KU zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  14. Amtliche Änderung der Adressen in den Postbezirken 3051 und 
3072 

Berichterstatter: STR Jürgen Rummel 

 

Sachverhalt: 
 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Neulengbach hat in seiner Sitzung am 08.10.2002 den 
Grundsatzbeschluss zur Vergabe neuer Hausnummern beschlossen. In Umsetzung dieses 
Beschlusses erfolgte in der Sitzung des Gemeinderates am 05.09.2017 die Festlegung von 
Kriterien zur Vergabe der neuen Hausnummern. In der Sitzung des Stadtrates erfolgte am 
26.11.2018 die Beauftragung zur Lieferung der Hausnummern- und Straßennamentafeln für 
den Postbezirk 3051 und 3072. 
 
Für den Postbezirk 3051 und 3072 sind die Erhebungen und Vorarbeiten zur amtlichen Än-
derung der Adresse soweit abgeschlossen, dass nunmehr die entsprechende Verordnung 
beschlossen werden kann. 
 
Mit dieser Verordnung werden die Adressen im Postbezirk 3051 und 3072 des Gemeindege-
bietes von Neulengbach gemäß den vom Gemeinderat am 05.09.2017 beschlossenen Krite-
rien geändert sowie div. Korrekturen bei den Straßenbenennungen durchgeführt bzw. Stra-
ßen ohne Namen benannt. Die Verordnung tritt mit 01. Juli 2019 in Kraft 
 
Vorberatung: 
Die Änderung der Adressen wurde dem Grunde nach mit den Einsatzorganisationen am 
02.08.2017 besprochen. Die Änderung der Adressen in 3051 und 3072 wurde in keinem 
Ausschuss vorberaten. 
 
Zuständigkeit: 
Gemäß den Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung und der NÖ Bauordnung 2014 (§ 31) 
ist die Zuständigkeit für den Gemeinderat gegeben. 
 
 

Finanzierung: 
Keine unmittelbare finanzielle Auswirkung. 
 
Der Ankauf der Hausnummern- und Straßentafeln wurde bereits in der Sitzung des GR vom 
26.11.2018 beschlossen.  
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Anlagen: 
 

 
 
AZ 1619/2019 
  
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Neulengbach hat in seiner Sitzung am 14.05.2019 
nachstehende 
 

VERORDNUNG 
beschlossen: 
 
Gemäß § 31 Abs. 3 NÖ Bauordnung 2014, LGBl. Nr. 1/2015 idgF, werden die Bezeichnun-
gen von Verkehrsflächen und die Änderung der Hausnummern bzw. Ortschaftsbezeichnun-
gen in der Stadtgemeinde Neulengbach im Postbezirk 3051 und 3072 wie folgt beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Ortschaftsname (in der Natur durch eine Ortstafel gemäß § 53 Abs. 1 Z 17a StVO ge-
kennzeichnet) steht neben der Postleitzahl und ist gleichzeitig der Zustellort. 
 
Der Bereich der Postleitzahl 3051 besteht künftig aus den Ortschaften „Ludmerfeld“, 
„Oberndorf“, „St. Christophen“ und „Unterdambach“, der Bereich der Postleitzahl 3072 
aus der Ortschaft „St. Christophen“. 
 
Die Ortschaftsnamen „Gamesreith“, „Herrenhub“, „Hinterberg“, „Kleinhart“, „Rothenbucher-
höhe“ und „Trainst“ werden der Ortschaft „St. Christophen“ zugeordnet und entfallen daher 
als Ortschaftsname. 
 

§ 2 
 

Die bisher verordneten Bezeichnungen von Verkehrsflächen werden wie folgt geändert (auf 
den beiliegenden, auf diese Verordnung bezugnehmenden Lageplänen farblich markiert): 
 
(1) Die Bezeichnung der Verkehrsfläche „Hinterberger Straße“ auf den Grundstücken Nr. 
1890/6, Nr. 1913/2 und Nr. 1914/1 in der KG 19747 St. Christophen wird auf „Hinterberg“ 
geändert (auf Plan Nr. 1 orange markiert). Die Straßennamen „Hinterberger Straße (Hinter-
berg)“ und „Hinterberger Straße (St. Christophen)“ entfallen daher aufgrund der Neubenen-
nung „Hinterberg“. 
 
(2) Die Bezeichnungen der Liegenschaften mit „Rothenbucher Höhe“ in der KG 19747 St. 
Christophen werden auf „Rothenbuch“ geändert (auf Plan Nr. 2 orange markiert). Der Stra-
ßenname „Rothenbucherhöhe“ entfällt daher aufgrund der Neubenennung „Rothenbuch“. 
 
(3) Die Bezeichnungen “Gamesreith“, „Herrenhub“, „Kleinhart“ und „Trainst“ bleiben als Stra-
ßenbezeichnung erhalten. 
 

§ 3 
 
Die nachfolgend angeführten Verkehrsflächen erhalten folgende Bezeichnungen (auf den 
beiliegenden, auf diese Verordnung bezugnehmenden Lageplänen farblich markiert): 
 
(1) Die Verkehrsfläche auf dem Grundstück Nr. 1925/2 in der KG 19747 St. Christophen er-
hält die Bezeichnung „Au“ (auf Plan Nr. 3 orange markiert). 
 
(2) Der Weg auf den Grundstücken Nr. 728 und Nr. 744/2 in der KG 19747 St. Christophen 
erhält die Bezeichnung „Baselhof“ (auf Plan Nr. 4 orange markiert). 
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(3) Der Weg auf den Grundstücken Nr. 1941 und Nr. 830 in der KG 19747 St. Christophen 
erhält die Bezeichnung „Kalkgrub“ (auf Plan Nr. 5 orange markiert). 
 
(4) Der Weg auf den Grundstücken Nr. 17/1, Nr. 18/1 und Nr. 1902/3 in der KG 19747 St. 
Christophen erhält die Bezeichnung „Tischlerweg“ (auf Plan Nr. 6 orange markiert) 
 
(5) Die Verkehrsfläche auf den Grundstücken Nr. 1555/2; Nr. 1915/1, Nr. 1916/2 und Nr. 
1918/2 in der KG 19747 St. Christophen erhält die Bezeichnung „Querfeld“ (auf Plan Nr. 7 
orange markiert). 
 
(6) Der Weg auf dem Grundstück Nr. 919/1 in der KG 19753 Tausendblum erhält die Be-
zeichnung „Buchgrabenweg“ (auf Plan Nr. 8 orange markiert). 
 
(7) Der Weg auf dem Grundstück Nr. 919/2 in der KG 19753 Tausendblum erhält die Be-
zeichnung „Odilienweg“ (auf Plan Nr. 9 orange markiert). 
 

§ 4 
 
Die bestehenden Hausnummern im Postbezirk 3051 und 3072 werden geändert. Die beilie-
gende Vergleichstabelle bildet einen wesentlichen Bestandteil dieser Verordnung. 
 
Die bezughabenden Plandarstellungen sowie die Vergleichstabelle liegen während der 
Kundmachungsfrist im Gemeindeamt der Stadtgemeinde Neulengbach während der Amts-
stunden zur allgemeinen Einsicht auf. 
 

§ 5 
 
Diese Verordnung tritt am 01.07.2019 in Kraft. 
 

Für den Gemeinderat: 
 

Der Bürgermeister: 
 
 
Franz Wohlmuth 

 
Angeschlagen am:  15.05.2019 
Abzunehmen am:    31.05.2019 
Abgenommen am:  
 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat wolle die Verordnung AZ 1619/2019 über die amtliche Änderung der Ad-
ressen im Postbezirk 3051 und 3072 beschließen. 
 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 

 

Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 

  

Sachbearbeiter: BA zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  15. L 2303 KG Haag - Nebenanlagen AZ 1327/2019 

 

Berichterstatter: STR Jürgen Rummel 

 

Sachverhalt: 
 

 L 2303 KG Haag – Nebenanlagen AZ 1327/2019 
 
In der Gemeinderatssitzung am 30.01.2018 wurde der Beschluss zur Errichtung der Neben-
anlagen im Bereich der L 2303 (Hainfelder Straße) im Zuge der Errichtung der Sanierung der 
WVA gefasst. 
 
Gemäß der Genehmigung durch die Landeshauptfrau vom 08.01.2018 wurden die Arbeiten 
durch den NÖ Straßendienst auf Kosten der Gemeinde hergestellt. 
 
Am 05.07.2018 sowie am 13.02.2019 wurde seitens des Amtes der NÖ Landesregierung, 
Gruppe Baudirektion, Abteilung Hydrologie und Geoinformation, die Vermessung der Ne-
benanlagen durchgeführt und das Ergebnis in der Vermessungsurkunde mit der GZ 51236 
vom 06.03.2019 festgehalten. 
 
Die in der Vermessungsurkunde des Amtes der NÖ Landesregierung, Abteilung Hydrologie 
und Geoinformation, GZ 51236 vom 06.03.2019 in der KG Haag dargestellten und nachfol-
gend angeführten und sich im öffentlichen Gut der Stadtgemeinde Neulengbach befindlichen 
Grundstücke verbleiben im öffentlichen Gut der Stadtgemeinde Neulengbach bei gleich ge-
bliebener Widmung: 
Grundstück Nr. 167/21, 171/10 
 
Die in der Vermessungsurkunde des Amtes der NÖ Landesregierung, Abteilung Hydrologie 
und Geoinformation, GZ 51236 vom 06.03.2019 in der KG Haag dargestellten und nachfol-
gend angeführten Trennstücke werden in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Neuleng-
bach übernommen: 
Trennstück Nr. 1, 2, 4, 5, 7, 10, 11 
 
Weiters werden die nachfolgend angeführten Grundstücke in das öffentliche Gut der Stadt-
gemeinde Neulengbach übernommen: 
Grundstück Nr. 110/8 
 
Gemäß § 4 Z 3 lit. b) NÖ Straßengesetz LGBl. 8500 i.d.g.F. liegt eine öffentliche Gemein-
destraße jedenfalls mit der ersten nachweislichen Information der Öffentlichkeit über ein 
konkretes Straßenbauvorhaben vor. Die Vermessungsurkunde des Amtes der NÖ Landes-
regierung, Abteilung Hydrologie und Geoinformation, GZ 51236 vom 06.03.2019 in der KG 
Haag, ist ein fester Bestandteil dieses Beschlusses und liegt im Gemeindeamt während der 
Amtsstunden zur Einsicht auf. Gegen eine Verbücherung gemäß §§ 15 ff Liegenschaftstei-
lungsgesetz besteht kein Einwand. Die in dieser Vermessungsurkunde ausgewiesenen 
Trenn- und Grundstücke werden in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Neulengbach 
übernommen. Die Widmung der in das öffentliche Gut zu übernehmenden Trenn- und 
Grundstücke ist im Flächenwidmungsplan zu berücksichtigen. Es sind somit die Vorausset-
zungen des § 4 Z 3 lit. b) NÖ Straßengesetz 1999 LGBl. 8500 idgF. erfüllt. 
 
Es wäre daher die Übernahme in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Neulengbach ge-
mäß der in der o.a. Vermessungsurkunde ausgewiesenen Trenn- und Grundstücke zu be-
schließen. Die Herstellung der Grundbuchsordnung erfolgt durch das Land Niederösterreich. 
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Vorberatung: Die Angelegenheit wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 30.01.2018 
behandelt. 
 
Zuständigkeit: Gemäß § 35 NÖ Gemeindeordnung ist die Zuständigkeit für den Gemeinderat 
gegeben. 
 
 

Finanzierung: 
Keine unmittelbare finanzielle Auswirkung 
 

Anlagen: 
 

AZ 1327/2019 

KUNDMACHUNG 
 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Neulengbach hat in seiner Sitzung am 14. Mai 2019 
folgenden Beschluss gefasst:  
 
1.1) Die in beiliegender Vermessungsurkunde des Amtes der NÖ Landesregierung. Abtei-

lung Hydrologie und Geoinformation, GZ 51236 vom 06.03.2019 in der KG Haag dar-
gestellten und nachfolgend angeführten Trennstücke werden dem öffentlichen Ver-
kehr entwidmet bzw. aus dem öffentlichen Gut der Stadtgemeinde Neulengbach aus-
geschieden und an die in der Vermessungsurkunde angeführten neuen Eigentümer 
übertragen:  
Trennstücke Nr. >Keine< 
 

1.2) Der Restteil der nachfolgend angeführten und sich im öffentlichen Gut der Stadtge-
meinde Neulengbach befindlichen Grundstücke verbleibt im öffentlichen Gut bei 
gleich gebliebener Widmung: 
Grundstück Nr. 167/21, 171/10 
 

2.1)  Die in beiliegender Vermessungsurkunde des Amtes der NÖ Landesregierung,  
Abteilung Hydrologie und Geoinformation, GZ 51236 vom 06.03.2019 in der KG Haag 
dargestellten und nachfolgend angeführten Trennstücke werden in das öffentliche Gut 
der Stadtgemeinde Neulengbach übernommen: 
Trennstück Nr. 1, 2, 4, 5, 7, 10, 11 

 
2.2)  Die nachfolgend angeführten neu aufgestellten Grundstücke werden in das öffentliche 

Gut der Stadtgemeinde Neulengbach übernommen: 
Grundstück Nr. 110/8 

 
3.) Gemäß § 4 Z 3 lit. b) NÖ Straßengesetz LGBl. 8500 idgF. liegt eine öffentliche Ge-

meindestraße jedenfalls mit der ersten nachweislichen Information der Öffentlichkeit 
über ein konkretes Straßenbauvorhaben vor. Die Vermessungsurkunde des Amtes 
der NÖ Landesregierung, Abteilung Hydrologie und Geoinformation, GZ 51236 vom 
06.03.2019 in der KG Haag ist ein fester Bestandteil dieses Beschlusses und liegt im 
Gemeindeamt während der Amtsstunden zur Einsicht auf. Gegen eine Verbücherung 
gemäß §§ 15 ff Liegenschaftsteilungsgesetz besteht kein Einwand. Die in dieser 
Vermessungsurkunde ausgewiesenen Trenn- und Grundstücke werden in das öffent-
liche Gut der Stadtgemeinde Neulengbach übernommen. Die Widmung der in das öf-
fentliche Gut zu übernehmenden Trenn- und Grundstücke ist im Flächenwidmungs-
plan zu berücksichtigen. Es sind somit die Voraussetzungen des § 4 Z 3 lit. b) NÖ 
Straßengesetz 1999 LGBl. 8500 idgF. erfüllt. 
 

Neulengbach, am 14.05.2019 
Der Bürgermeister: 
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Angeschlagen am:  
 
Abgenommen am: 

Franz Wohlmuth 
 
 

Beschlussantrag: 
 

Der Gemeinderat möge die Übernahme der in der Vermessungsurkunde GZ 51236 vom 
06.03.2019 des Amtes der NÖ Landesregierung in der KG Haag angeführten Trenn- und 
Grundstücke in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Neulengbach beschließen. 
 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: BA zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  16. Erweiterung WVA Markersdorf - Vergabe der Bauleistung 

 

Berichterstatter: STR Jürgen Rummel 

 

Sachverhalt: 
 

 
In der Sitzung des Gemeinderates am 21.1.2019 wurde der Grundsatzbeschluss zur Verlän-
gerung der Wasserleitung von Markersdorf-Siedlung zu den Liegenschaften Inprugg 35 und 
Emmersdorf 16 zu geschätzten Gesamtkosten von EUR 24.000,-- exkl. USt. gefasst und die 
Beauftragung der Neulengbacher Kommunalservice GmbH. mit den Ingenieurleistungen für 
die Planungs- und Bauleitungsphase sowie Abwicklung der Materiallieferungen durch Dritte 
zu EUR 3.000,-- exkl. USt. beschlossen. 
 
Nunmehr liegt folgender Vergabevorschlag für die Vergabe der Erd- und Baumeisterarbeiten 
sowie die Materiallieferung der NK Kommunal Projekt GmbH. vor: 
 
 

VERGABEVORSCHLAG 

 
Stadtgemeinde NEULENGBACH  

Wasserleitungserweiterung Markersdorf Siedlung 

A) Erd- und Baumeisterarbeiten – Wasserleitungsverlegung  
B) Materiallieferung Wasserleitungsmaterial 
  
 
A) Erd- und Baumeisterarbeiten 
 
Preisanfrage zur Direktvergabe nach BVergG 2018 (Anhangverfahren) 

1. Allgemeines 

Die Leistungen zur WVA Neulengbach BA30 Baulos 2017/2019 wurden im offenen Verfah-
ren ausgeschrieben. 
Als Best- und Billigstbieter wurde die Fa. STRABAG ermittelt. 
Für die Leistungen beim o.a. Bauvorhaben wurde ein Angebot zur Direktvergabe gem. §46 
BVerG 2018 von der genannten Firma eingeholt. 
 
Die Vergabe erfolgt zu Festpreisen und zu den sonstigen Bedingungen lt. Angebotsbestim-
mungen der genannten Ausschreibungen. 

2. Umfang der Arbeiten 

Erd- und Baumeisterarbeiten zur Herstellung von 
- Wasserleitung 

 
Die Vergabe erfolgt zu den Bedingungen lt. Angebot „ZA WVA Markersdorf“ vom 6.4.2019 
an die  
 
Fa. STRABAG, 3532 Rastenfeld 206 
 
Auftragssumme EUR 22.120,42 exkl. 20% MwSt.  
Angebot vom 6.4.2019  
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B ) Materiallieferungen Leitungsbau 
Die Leistungen zur ABA und WVA Neulengbach – Materiallieferungen 2018 /2019 wurden im 
offenen Verfahren ausgeschrieben. 
Als Best- und Billigstbieter wurden die Fa. Kontinentale für die Lieferungen der Wasserlei-
tungsmaterialien und die Kanalrohrlieferungen und die Fa. Raiffeisen Lagerhaus für die 
Schachtdeckellieferungen ermittelt. 
Für die Materiallieferungen zum o.a. Bauvorhaben wurde eine Kostenberechnung auf Basis 
der Einheitspreise der jeweiligen Billigstbieter durch die Neulengbacher Kommunalservice 
Ges.m.b.H erstellt. 
 
Die Vergabe erfolgt zu den Bedingungen lt. Anbotsbestimmungen der Ausschreibung WVA 
und ABA Neulengbach 2018/2019. 

2. Umfang der Arbeiten 

Materiallieferung zur Errichtung der Wasserleitung Markersdorf Siedlung. 

3. Rechnerische Überprüfung 

Siehe Angebotsprüfung zu den jeweiligen Bauvorhaben 

4. Angebotspreise / Kostenberechnung  

Die Kostenberechnung der Neulengbacher Kommunalservice Ges.m.b.H basiert auf den 
Einheitspreisen der jeweiligen Billigstbieter aus den öffentlichen Ausschreibungen.  
Die Berechnung der Kosten für die Auftragserweiterung zur WVA BA30 im Anhangverfahren 
ergibt: 
 
LOS 1: LG 69+70+71+72+80+81  – Druckrohre und Armaturen 
Die Liefererweiterung im Anhangverfahren betrifft folgenden Bestbieter: 
 
Kontinentale ZNL der Frauenthal Handel GmbH 
Hugo Mischek Straße 6 
2201 Gerasdorf  
 
Auftragssumme EUR 1.050,43 exkl. 20% Mwst.  
Angebot WVA BA30 vom 22.2.2018 
Zahlungsbedingungen 3% Skonto 40 Tage, 60 Tage netto 

5. Kostenzusammenstellung  

Die Zusammenstellung der netto Gesamtvergabesummen ergibt sich wie folgt: 

Nr: Gewerk Firma Summe lt. Angebot netto

A Baumeister STRABAG € 22 120,42

B Materiallieferung Kontinentale € 1 050,43

Gesamtsumme netto € 23 170,85

 
 
Die Gesamtkostensumme beträgt netto EUR 23.170,85,-- inkl. / exkl. MwSt.,  
 
 
Vorberatung: 
Die Angelegenheit wurde dem Grunde nach in der Sitzung des Ausschusses für Infrastruk-
tur, Sicherheit und Landwirtschaft am 15.1. 2019 behandelt. 
 
Zuständigkeit: 
Gemäß § 35 Z. 20 NÖ Gemeindeordnung ist die Zuständigkeit für den Gemeinderat gegeben 
(überplanmäßige Ausgabe). 
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Finanzierung: 
 

Im VA 2019 ist im AOH im Vorhaben 64 unter 5/850920-004645 eine Bedeckung bis zu EUR 
2.100,-- (Nebenkosten) und unter 5/850920-004646 eine Bedeckung bis zu EUR 21.000,-- 
(Baukosten) gegeben. 
 
Der Restbetrag von EUR 3.078,85 exkl. USt. wird aus dem Überschuss 2018 bedeckt. 
 
 

Beschlussantrag: 
 

Der Gemeinderat wolle 
 

• die Beauftragung der Fa. STRABAG AG, 3532 Rastenfeld 206, mit den Erd- und 
Baumeisterarbeiten für die Verlängerung der Wasserleitung von Markersdorf-
Siedlung zu den Liegenschaften Inprugg 35 und Emmersdorf 16 zu EUR 22.120,42 
exkl. USt., sowie 
 

• die Beauftragung der Fa.Kontinentale ZNL der Frauenthal Handel GmbH., 2201 Ge-
rasdorf, mit den Materiallieferungen (Druckrohre und Armaturen) für die Verlängerung 
der Wasserleitung von Markersdorf-Siedlung zu den Liegenschaften Inprugg 35 und 
Emmersdorf 16 zu EUR 1.050,43 exkl. USt. 
 

beschließen. 
 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: BA zugeteilt am: erledigt am: 

  



  öffentlich Seite 70 von 76 
 

 
  

TOP  17. Neubenennung "Stadtpark" 

 

Berichterstatter: STR Gerhard Schabschneider 
 

Sachverhalt: 
 

Im Zuge der Aktion Stadterneuerung wurde im Sommer 2018 im Gemeinderat der Grund-
satzbeschluss zur Umgestaltung des Parks in der Reichelgasse auf dem Grundstück Nr. 
115/1 in der KG Neulengbach gefasst.  
 
Aufgrund der derzeitigen Umgestaltungsarbeiten wurde nunmehr vorgeschlagen, den derzeit 
als „Kriegerpark“ bezeichneten Park in „Stadtpark“ umzubenennen. 
 
Es wäre daher beiliegende Verordnung zu beschließen. 
 
Vorberatung:  
Diese Angelegenheit wurde im Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus am 23.04.2019 vor-
beraten. 
 
Zuständigkeit: 
Gemäß § 31 Abs. 3 NÖ Bauordnung 2014 hat die Bezeichnung von Verkehrsflächen mit 
Verordnung des Gemeinderates zu erfolgen.  
 
 

Finanzierung: 
Keine finanzielle Auswirkung 
 

Anlagen: 
 

 
AZ 1048/2019 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Neulengbach hat in seiner Sitzung am 14.05.2019 
nachstehende 
 

VERORDNUNG 
beschlossen: 

 
§ 1 

 
Der auf dem beiliegenden auf diese Verordnung bezugnehmenden Lageplan orange 
markierte Park in 3040 Neulengbach, Reichelgasse, mit der Bezeichnung „Krieger-
park“, Grundstück Nr. 115/1, KG 19737 Neulengbach, erhält nunmehr die Bezeich-
nung 
 

„Stadtpark“. 
 
Gemäß § 31 Abs. 3 NÖ Bauordnung 2014, LGBl. 1/2015 idgF, hat die Bezeichnung 
von Verkehrsflächen mit Verordnung des Gemeinderates zu erfolgen. 
 

§ 2 
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Diese Verordnung tritt mit dem auf die Kundmachungsfrist folgenden Monatsersten, 
das ist der 01.06.2019 in Kraft. 
 
Neulengbach, am 14.05.2019 
 

Für den Gemeinderat: 
 
Der Bürgermeister: 
 
 
 
Franz Wohlmuth 

 
Angeschlagen am:  15.05.2019 
Abzunehmen am: 31.05.2019 
Abgenommen am:  
 
 
 

Beschlussantrag: 
 

Der Gemeinderat wolle die Verordnung AZ 1048/2019 über die Umbenennung des als „Krie-
gerpark“ bezeichneten Parks mit der neuen Bezeichnung „Stadtpark“ beschließen. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
31 Ja, 1 Enthaltung (GR Koschina) 
 

  

Sachbearbeiter: BA zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  18. Sportförderung Artemis Bogensportverein Neulengbach 

 

Berichterstatter: STR Gerhard Schabschneider 

 

Sachverhalt: 
 
Der Bogensportverein ARTEMIS Neulengbach stellt einen Antrag auf eine Sportförderung in Höhe von  
€ 1.200,--.  Der Verein bringt Interessierten und jungen Menschen diesen Sport auf der Sportanlage 
beim BORG näher. Die Aktivitäten bestehen in wöchentlichen Trainingsstunden für Jung und Alt, in 
Schnupperkursen, Turnierveranstaltungen. Ebenso beteiligt sich der Bogensportverein am Neuleng-
bacher Ferienspiel und hält ÖBSV Stützpunktkadertrainings des Nationalteams ab.  
Der Verein bringt Schützen hervor, die erfolgreich an internationalen Turnieren wie EM und WM teil-
nehmen und sich auch für die Olympiade in Tokio 2020 qualifizieren.  
Die jährlichen Ausgaben für Platzmiete und Ankauf von „Scheiben“ belaufen sich auf ca. € 4.000,-- 
 
Hinweis: 
Diese Angelegenheit wurde im zuständigen Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus am 23.4.2019 
dem Grunde nach behandelt. Der Ausschuss empfiehlt eine Förderung in Höhe von € 1.000,--  
 
Zuständigkeit:  
Gemäß § 35 (2) NÖ Gemeindeordnung ist die Beschlussfassung dem Gemeinderat vorbehalten.  
 
 

Finanzierung: 
Bedeckung im Rahmen des Sportbudgets. 
 
 

Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat wolle die empfohlene Förderung der Ausschussmitglieder in Höhe von € 1.000,-- für 
den Sportverein Artemis Neulengbach beschließen  
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 

  

Sachbearbeiter: FIN zugeteilt am: erledigt am: 
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TOP  19. Subventionsansuchen des UTC Ollersbach (Tennisturnier 2019) 

 

Berichterstatter: STR Gerhard Schabschneider 

 

Sachverhalt: 

 
Der UTC Ollersbach veranstaltet im Juni 2019 ein großes nationales Tennisturnier. Unter 
dem Titel „2. Neulengbach Tennis Trophy“ soll dieses Turnier neben den Staatsmeister-
schaften wieder das größte nationale Tennisturnier Österreichs werden.  
 
Um dieses Turnier finanziell stemmen zu können, ist der UTC Ollersbach auf Subventionen 
und Sponsoring angewiesen. Es konnten bereits wieder einige Sponsoren herangezogen 
werden. 
 
Seitens des Landes NÖ erfolgte bereits mündlich die Zusage einer Förderung wie im letzten 
Jahr (5 % - 20 % der Gesamtkosten) über die Schiene „Sportland NÖ“. 
 
Der UTC Ollersbach teilt, mit dass er sich auch über eine finanzielle Unterstützung der „2. 
Neulengbach Tennis Trophy“ durch die Stadtgemeinde Neulengbach sehr freuen würde und 
ersucht daher mit Schreiben vom 11.03.2019 um einen Zuschuss für die Veranstaltung des 
Tennisturniers im Juni 2019 in Höhe von EUR 5.000,--. 
 
Vorberatung: 
Diese Angelegenheit wird in der Sitzung für Wirtschaft und Tourismus am 23.04.2019 vorbe-
raten. 
 
Zuständigkeit:  
Gemäß § 35 der NÖ Gemeindeordnung ist die Beschlussfassung dem Gemeinderat vorbe-
halten. 
 

Finanzierung: 

Eine Bedeckung ist im VA 2019 unter der HH-Stelle 1/269000-757000 mit einem Betrag von 
EUR 5.000,-- gegeben. 
 
 

Beschlussantrag: 

 

Der Gemeinderat möge die Gewährung einer Subvention an den UTC Ollersbach für das 
nationale Tennisturnier „2. Neulengbach Tennis Trophy“ im Juni 2019 mit einem Betrag von 
EUR 5.000,00 beschließen. Das Logo der Stadtgemeinde Neulengbach ist auf allen Werbe-
medien zu verwenden. 
 

 

 

Beschluss: 
 
Der Antrag wird angenommen 
 

 

Abstimmungsergebnis: 
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30 Ja, 1 Gegenstimme (GR Ryznar) 
 
Hinweis: GR Wisberger ist bei der Abstimmung zu diesem TOP nicht anwesend 
 

  

Sachbearbeiter: FIN zugeteilt am: erledigt am: 
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Ende der Sitzung um 20.25 Uhr. 

 

PROTOKOLLFERTIGUNG 

 

   

Bgm. Franz Wohlmuth AL Christian Kogler 

Vorsitzender Schriftführer 

     

   

 
 
 
Dieses Protokoll wurde in der Sitzung am  
genehmigt/abgeändert/nicht genehmigt*) 
 
*) nicht zutreffendes bitte streichen 
 
 
 
 
X Protokollbeilagen bilden einen integrierenden Bestandteil dieses Protokolls. 


